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VON ALEXANDER KRAUS

Editorial

„Ich bitte, eine geeignete Persönlichkeit, 
die insbesondere auch den politischen 
Verhältnissen in der Stadt Wolfsburg ge-
wachsen ist, zum Staatsbeauftragten zu 
bestellen“,1 forderte der niedersächsi-
sche Innenminister Richard Borowski 
(SPD) im März 1949 in einem Schreiben 
an den Regierungspräsidenten in Lüne-
burg. Grund seines Anliegens war eine 
in Folge des Wahlsieges der Deutschen 
Rechts-Partei (DRP) bei den Wolfsburger 
Kommunalwahlen 1948 und dessen spä-
terer Annullierung notwendig gewordene 
temporäre Zwischenlösung: Der Erfolg 
der Partei, die weniger an der Einhaltung 
des Rechts als an der Wiederbelebung des 
Rechtsextremismus interessiert war und 
damit in Wolfsburg rund 64 Prozent der 
Wählerstimmen auf sich vereinen konn-

te, hatte bundesweit für Aufsehen gesorgt 
und ein politisches Erdbeben mittleren 
Ausmaßes ausgelöst. Einhalt bot den von 
nationalsozialistischer Rhetorik gepräg-
ten DRP-Kommunalpolitikern erst eine 
Beschwerde der FDP, die einen Form-
fehler bei der Aufstellung der Wahlliste 
monierte und damit die Annullierung der 
Wahl erreichte.2 Die Geschäfte der Stadt 
sollte bis zur Neuwahl nun der von Bo-
rowski geforderte Staatskommissar über-
nehmen, der in Wolfsburg ein politisches 
Minenfeld betrat. Das Innenministerium 
und der Lüneburger Regierungspräsident 
einigten sich auf die Bestellung des Ver-
waltungsjuristen Ulrich Pusch, der zum 
Zeitpunkt seiner Ernennung die land-
wirtschaftliche Abteilung der Regierung 
Lüneburg leitete.3 Weshalb die Wahl aus-

gerechnet auf ihn fiel, ist den Unterlagen 
nicht zu entnehmen, doch sprach dessen 
Einsetzung bei näherer Betrachtung nicht 
unbedingt für einen sorgfältigen Aus-
wahlprozess im Sinne einer demokrati-
schen Erneuerung.

Ulrich Pusch, 1897 im späteren Berliner 
Bezirk Charlottenburg geboren, hatte sein 
Studium der Rechts- und Staatswissen-
schaften in der Hauptstadt 1916 unterbre-
chen müssen, als er zum Kriegsdienst ein-
berufen wurde. Nach der Teilnahme unter 
anderem an den Kämpfen in Verdun und 
an der Saloniki-Front wurde er im Ja-
nuar 1919 als Unteroffizier zur Reserve 
entlassen.4 Dem Abschluss des Studiums 
1920 und einem kurzen Vorbereitungs-
dienst am Amtsgericht Berlin-Charlot-
tenburg folgend, Fortsetzung auf Seite 2 

VON PHILIPP T. HAASE

Wolfsburg wurde mit der Kommunal-
wahl vom 28. November 1948, bei der 
die Deutsche Rechts-Partei (DRP) in 
Wolfsburg insgesamt 64,3 Prozent der 
Wählerschaft für sich gewinnen und da-
mit einen erdrutschartigen Sieg erringen 
konnte, zum unrühmlichen Sonderfall, 
zur „Stadt der Nazis“. Blieb die nationa-
listisch gesinnte Partei auch nur wenige 
Monate in der Verantwortung – die FDP 
hatte erfolgreich beim Wahlprüfungs-
gericht in Lüneburg Beschwerde einge-
reicht, was am 7. März 1949 zur Annul-
lierung der Kommunalwahl führte –, so 
war Wolfsburgs Ruf zunächst einmal auf 
Jahre hinaus ruiniert. Da die Kommune 
bis zur Neuwahl ohne Stadtrat auskom-
men musste, schickte das Land als letzte 
Option der politischen Kommunalauf-
sicht den Staatskommissar Ulrich Pusch 
in die Stadt am Mittellandkanal. Dass die 
Wahl des Lüneburger Regierungspräsi-
denten einen faden Beigeschmack hat, 
zeigt der Text von Philipp T. Haase, der 
den Werdegang Puschs en detail rekons-
truiert hat.

Während die als Folge der Anwerbeab-
kommen 1962 begonnene Arbeitsmigra-
tion nach Wolfsburg bereits als gut unter-
sucht gelten kann, trifft dies nur begrenzt 
auf die in den 1970er Jahren einsetzen-
den Folgeprozesse zu, die Michael Siems 
und ich in einem weiteren Beitrag zentral 
gestellt haben. Insbesondere nach dem 
Anwerbestopp blieben außergewöhnli-
che Ereignisse, die die Aufmerksamkeit 
der historischen Forschung hätten auf 
sich ziehen können, vergleichsweise rar. 
Auch in soziologischen Untersuchungen 
wurde die große Gruppe von zunächst 
vor allem italienischen Migrantinnen 
und Migranten, die dauerhaft in Wolfs-
burg verblieben waren und hier Fami-
lien gegründet oder ihre aus Italien zu 
sich geholt hatten, überraschenderweise 
oft unberücksichtigt. Im Aufsatz rü-
cken daher just die 1970er Jahre in den 
Fokus, die sich im Hinblick auf die Le-
bensverhältnisse der Zugewanderten als 
Dekade der „Normalisierung“ erwiesen. 
Gleichwohl lässt sich diese Entwicklung 
keineswegs allein als Erfolgsgeschichte 
deuten. Vielmehr wird dargestellt, dass 
im Rahmen der Verstetigung der Lebens-
situation tausender Migrantinnen und 
Migrantinnen in Wolfsburg zwar bedeu-
tende Integrationserfolge gelangen und 
sich verbreitete Sorgen über Kriminalität 
und Ghettobildung als unbegründet er-
wiesen, sich dagegen ökonomische Un-
gleichheiten verfestigten.

Ein „williges Werkzeug der Nazipartei“ als 
Staatsbeauftragter in Wolfsburg 1949? 

Die Karriere des Verwaltungsbeamten Ulrich Pusch

Grafische Darstellung Ulrich Puschs, Quelle: BArch, VBS 1012 (R 1501)/ZA VI 0157 A. 02
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Forsetzung von Seite 1 wechselte der 
mittlerweile promovierte Jurist als Regie-
rungsreferendar in den Verwaltungsdienst 
zur Regierung nach Frankfurt (Oder). 
Über weitere Stationen beim Landrats-
amt Tilsit, der Regierung Merseburg, dem 
Preußischen Innenministerium und dem 
Polizeipräsidium Halle (Saale) gelangte 
er 1931 zum Oberpräsidium Magdeburg. 
Hier leitete er als Dezernent, nun im Rang 
eines Regierungsrats, die Politik- und Po-
lizeiabteilung, ein Umstand, der ihm nach 
der „Machtergreifung“ durch die Natio-
nalsozialisten zunächst durchaus Proble-
me bereiten sollte. 

Unmittelbar nach der Reichstagswahl 
im März 1933 nämlich sah sich der Vize-
präsident beim Oberpräsidium Magde-
burg, Walter Fehrmann, gezwungen, die 
Personalie Pusch zu rechtfertigen: „Von 
nationalsozialistischer Seite ist bei mir an-
geregt worden, Herrn Pusch das politische 
Dezernat zu nehmen, weil er Sozialdemo-
krat sei und dem Reichsbanner angehöre. 
Ich habe erwidert, dass das nicht zutrifft.“5 
Fehrmann verteidigte seinen Mitarbei-
ter durchaus zu Recht und ohne Über-
treibung gegenüber den nationalsozia-
listischen Einflüsterern, denn tatsächlich 
spricht in der Rückschau sehr wenig dafür, 
dass Pusch in den Weimarer Jahren Mit-
glied der SPD, einer anderen staatstragen-
den Partei oder gar des demokratischen 
Wehrverbandes Reichsbanner Schwarz-
Rot-Gold geworden war.6 Zum Verhäng-
nis wurde dem ehemaligen Frontkämpfer 
aber die sensible Thematik seines Dezer-
nats, das er unter dem liberalen Oberprä-
sidenten Carl Falck geleitet hatte, einem 
langjährigen Mitglied der Deutschen De-
mokratischen Partei (DDP), der späteren 
Deutschen Staatspartei (DStP), und des 
Reichsbanners. Bereits zu Anfang Juni 
1933 wurde Pusch nun an das Oberver-
sicherungsamt bei der Regierung Oppeln 
versetzt, was er mit zwei aufeinanderfol-
genden Eingaben an den neuen Oberprä-
sidenten zu verhindern versuchte.

Während er zunächst noch private 
Umstände anführte, um die Versetzung 
nach Oberschlesien abzuwenden, mach-

te er schließlich vor allem politische und 
weltanschauliche Gründe geltend: Er 
sei Frontkämpfer des Ersten Weltkrie-
ges und Mitglied des Vereins Deutsche 
Ahnengemeinschaft sowie „rein arischer 
Abstammung“;7 einer politischen Partei 
oder Organisation habe er vor 1933 trotz 
Empfehlungen von Vorgesetzten nicht 
angehört, seine Verbindung zu Falck sei 
rein behördlicher Natur. Nicht zuletzt 
wies Pusch daraufhin, dass er seit dem 
17. März 1933 Mitglied des DNVP-na-
hen Stahlhelm sei, was angesichts der be-
reits erfolgten politischen Umwälzungen 
in den vergangenen Monaten nur bedingt 
als Vertrauensbeweis in die nationalsozia-
listische „Erhebung“ verstanden werden 
konnte, wenngleich es die Bereitschaft zur 
politischen Konformität zeigte.

Die angeführten Argumente verhinder-
ten die Versetzung Puschs nach Oppeln 
indes nicht, ermöglichten ihm aber mög-
licherweise schon wenige Wochen später 
eine Versetzung an die Regierung in Lü-
neburg.8 Hier übernahm er abermals das 
Oberversicherungsamt und war zunächst 
auch für einige Sozialthemen und Schul-
angelegenheiten verantwortlich. Ab 1934 
übertrug man ihm gegen den Willen des 
Landwirtschaftsministeriums, das fortge-
setzt Zweifel an der politischen Zuverläs-
sigkeit Puschs geäußert hatte, das Domä-
nen-Dezernat in der landwirtschaftlichen 
Abteilung. Der Vorgesetzte verwies dar-
auf, dass man bezüglich Puschs „jetzige[r] 
politische[r] Einstellung zum national-
sozialistischen Staat keinerlei Bedenken 
habe“ und betonte die fachliche Eignung 
des Beamten.9 

Pusch mühte sich redlich, in den folgen-
den Jahren seine Integrität dem NS-Re-
gime gegenüber unter Beweis zu stellen: 
Neben der SA-Mitgliedschaft, die seit 
Überführung seiner Stahlhelm-Einheit 
bestand und wo er als Rottenführer im 
Sturm 5/16 Dienst tat, beantragte Pusch 
nach Lockerung der Aufnahmesperre im 
Juni 1937 die NSDAP-Mitgliedschaft, die 
zum 1. Mai rückwirkend Gültigkeit er-
hielt.10 Zuvor war er bereits mehreren NS-
Organisationen beigetreten, so 1934 dem 

NS-Rechtswahrerbund und der NS-Volks-
wohlfahrt11 sowie 1936 dem Reichsluft-
schutzbund und dem Reichsbund der deut-
schen Beamten. Manche Mitgliedschaft 
war dabei obligatorisch. In letzterem über-
nahm er ab Januar 1941 im Amt für Beam-
te die Position des Kreisfachschaftsleiters 
im Rang eines Stellenleiters. Anfang 1939 
erfolgte der Eintritt in den Reichskrieger-
bund, ab Mai 1942 wiederum engagierte 
sich Pusch als ehrenamtlicher Mitarbeiter 
im Hauptamt für Volkswohlfahrt des Gaus 
Hannover.12 Nicht zuletzt gab er mittler-
weile an, während der Novemberrevolu-
tion 1919 Mitglied der Garde-Kavallerie-
Schützen-Division gewesen zu sein, einem 
Freikorps-Verband, der durch seine füh-
rende Rolle bei der Niederschlagung des 
Spartakusaufstandes und der Ermordung 
Rosa Luxemburgs und Karl Liebknechts 
bekannt geworden war. Ob Pusch aber tat-
sächlich im Freikorps gedient hatte, kann 
durchaus angezweifelt werden: Auch wenn 
es gute Gründe gegeben haben mag, die 
Mitgliedschaft vor 1933 zu verschweigen 
– was keineswegs selbstverständlich war 
– ist doch auffällig, dass Pusch nicht auf 
die für ihn vorteilhafte Mitgliedschaft hin-
wies, als er wegen mangelnder politischer 
Zuverlässigkeit nach Oppeln versetzt wer-
den sollte. Nichtsdestoweniger gelang es 
ihm, sich die Freikorpstätigkeit bestätigen 
zu lassen und eine entsprechende Urkun-
de zu erhalten.13

Parallel zur zunehmenden politischen 
Anpassung und Aktivität erklomm Pusch 
auch die Karriereleiter, sodass man ihm 
1940 in Lüneburg die Angelegenheiten 
des Abwehrbeauftragten, Reichsvertei-
digungssachen, das Gemeindeaufsichts- 
und Sparkassendezernat sowie das Ge-
meindeprüfungsamt übertrug.14 Als Ende 
1942 die Beförderung zum Oberregie-
rungsrat anstand, las sich der „Vorschlag 
zur Ernennung“ schon beinahe wie eine 
nationalsozialistische Musterbiografie: 
Frontkämpfer, Freikorpsler, Mitglied der 
NSDAP – wenn auch nicht als „Alter 
Kämpfer“ – und organisiert in Partei-
gliederungen und angeschlossenen Ver-
bänden, dort mitunter sogar mit Ämtern 

betraut.15 Politische Vorbehalte fanden in 
den Akten nun keinen Niederschlag mehr. 

Im Juni 1943 erfolgte seine Abordnung 
an das Reichsministerium für die besetz-
ten Ostgebiete, wo er in der Abteilung 
„Treuhandverwaltung“16 die Nachfolge 
des Landrats Henning von Rumohr17 als 
Gruppenleiter „Personal und Organi-
sation“ antrat.18 Von Rumohr war nach 
fortdauernden Auseinandersetzungen 
mit dem streitbaren Abteilungsleiter Her-
mann Reinbothe19 ausgeschieden und 
nur mit Wiederwillen davon zu überzeu-
gen gewesen, seinen Nachfolger Pusch 
überhaupt einzuarbeiten.20 Unter recht 
schwierigen äußeren Bedingungen kam 
Pusch hier demnach die Aufgabe zu, das 
Personal der Treuhandabteilungen bei 
den Reichs- und Generalkommissaren 
in den besetzten Ostgebieten aufzubauen 
und zu betreuen, UK-Stellungen vorzu-
nehmen, die Zuverlässigkeit des Personals 
zu prüfen und den Geschäftsbetrieb der 
eigenen Abteilung innerhalb der Berliner 
Zentrale zu organisieren.21 Im Zuge des 
kriegsbedingten Personalabbaus wurde 
auch Pusch nach etwa einem Jahr im Sep-
tember 1944 wieder seiner Heimatbehör-
de zur Verfügung gestellt und die Abord-
nung zum Ostministerium aufgehoben.22 
Dem abschließenden Befähigungsbericht 
zufolge fiel das Gesamturteil seiner Arbeit 
durchschnittlich aus: Er sei ein „[r]outi-
nierter Verwaltungsbeamter, jedoch ohne 
sachlichen Ehrgeiz“ und „etwas zu devot“, 
eine Einschätzung, die wohl den bereits 
erwähnten Konflikten innerhalb der Ab-
teilung Rechnung trug. Ausgerechnet sein 
„Organisationstalent“ sei „nicht beson-
ders ausgebildet“; die „[w]eltanschauliche 
Haltung“ beurteilte man hingegen als „[e]
inwandfrei“.23 

Pusch kehrte anschließend für kurze 
Zeit in seine alte Stellung in Lüneburg zu-
rück, zuständig in erster Linie für Reichs-
verteidigungsangelegenheiten, bevor er 
im November 1944 abermals in Abord-
nung geriet und bis zum Kriegsende als 
Vertreter des Landrats die Leitung des 
Landratsamts für den Kreis Harburg mit 
Sitz in Winsen übernahm.24

Schreiben des Regierungspräsidenten an den Stadtdirektor der Stadt Wolfsburg, 
StadtA WOB, HA 143

Auszug aus Ulrich Puschs Entnazifizierungsverfahren, NLA HA, Nds. 171 Lüneburg Nr. 40146, 
Bl.1ff., Fragebogen, 8. Oktober 1946
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Nach seiner Gefangennahme durch die 
britischen Besatzer und einer 16-mo-
natigen Internierungshaft durchlief er 
das Entnazifizierungsverfahren, wie die 
allermeisten seiner Kollegen, unbescha-
det: Pusch gab an, lediglich auf Ansu-
chen seiner Vorgesetzten Stahlhelm-Mit-
glied geworden zu sein und nicht nur 
in die SA, sondern auch in die NSDAP 
automatisch überführt worden zu sein 
– ein Vorgang, der in den Entnazifizie-
rungsverfahren immer wieder angeführt 
wurde, so aber nachweislich nie statt-
fand.25 Nicht nur er selbst sah sich als 
„überzeugter Republikaner“, auch seine 
ehemaligen Kollegen attestierten Pusch 
in ihren „Persilscheinen“ mehrheitlich 
eine „demokratische[.] Auffassung“, so 
etwa sein früherer Vorgesetzter Fehr-
mann.26 Der Entnazifizierungskammer 
in Lüneburg fiel aber auf, dass der Ver-
waltungsjurist das nationalsozialistische 
Regime nicht nur auf der Mitgliedsebene 
unterstützt hatte: Die Kammer vermerk-
te, Pusch sei als Zuständiger in Sachen 
Schulwesen bei der Regierung Lüneburg, 
folglich kurz nach seiner Versetzung im 
Jahr 1933,

„in mehreren Fällen Ankläger gewe-
sen […], in denen es sich um die Ent-
lassung oder Massregelung von 
Lehrern handelte. Die Entlassung 
oder Massregelung der Lehrer 
wurde aus politischen Gründen beim 
Minister beantragt. Die Berichte 
sind so unsachlich und leichtfertig 
erstattet worden, dass selbst der 
Minister Rust die scharfmacheri-
sche Tendenz nicht gebilligt und 
daher milder entschieden hat.“27

Mit den Vorwürfen konfrontiert, stritt 
Pusch den Sachverhalt – vermutlich han-
delte es sich um die Umsetzung des Geset-
zes zur Wiederherstellung des Berufsbe-
amtentums, mit dem unliebsame Beamte 
verdrängt werden sollten – nicht ab, ver-
wies aber darauf, dass er „unter Zwang 
der Schulabteilung gehandelt habe“. Einer 
Wiedereinstellung im öffentlichen Sektor 
erteilte die Militärregierung in der Folge 
erst einmal eine Absage. Die Angelegen-
heit verlief sich aber und fand keine wei-
tere Berücksichtigung, sodass Pusch als 
vormals „[e]ifriger Nazi-Unterstützer“28 
wieder als Dezernent im Angestellten-
verhältnis zur Regierung in Lüneburg zu-
rückkehrte, nachdem er im Oktober 1947 
in Kategorie IV als „Mitläufer“ eingestuft 
worden war.29 Gerade einmal ein paar 
Wochen waren bei seiner Ernennung zum 
Staatskommissar vergangen, seit Pusch im 
Zuge der „politischen Neuüberprüfung“ 
schlussendlich „entlastet“ worden war.30 

Die Episode in Wolfsburg dauert etwa 
drei Monate, in denen er zuerst einige 
illegitime Beschlüsse des Stadtrats auf-
hob und dann die Handlungsfähigkeit 
der Stadtverwaltung wiederherzustellen 
suchte. Neben seinen Bemühungen, die 
Grundversorgung der Stadt im Bereich 
der Schulen und Wohnunterkünften so-
wie der medizinischen Betreuung weiter 
auszubauen und Steuereinnahmen durch 
Volkswagen zu generieren, gehörte unter 
anderem auch die „Wiedereinstellung von 
entnazifizierten Stadtoberinspektoren 
und Stadtinspektoren“31 zu seinen Aufga-
ben, die Pusch – selbst noch im Angestell-
tenverhältnis – nur auf Wiederruf durch-
führte, um die endgültige Entscheidung 
dem zukünftigen Gemeinderat zu über-
lassen.32 Erst 1950 ernannte man Pusch, 
bereits zur Regierung Lüneburg zurück-
gekehrt, wieder als Beamten auf Lebens-
zeit im Rang eines Oberregierungsrats 
und kurz darauf zum Regierungsdirektor. 
Als landwirtschaftlicher Abteilungslei-
ter brachte er es noch zum Vertreter des 

Regierungs- und Vizepräsidenten seiner 
Behörde, bevor er im März 1962 in den 
Ruhestand eintrat.33 Am 7. Oktober 1976 
starb er in Lüneburg.

Angesichts der politischen und berufli-
chen Vorerfahrungen Ulrich Puschs mag 
es überraschen, dass sich das niedersächsi-
sche Innenministerium und der Lünebur-
ger Regierungspräsident 1949 ausgerech-
net für ihn entschieden, um in Wolfsburg 
die politischen Machtverhältnisse zu-
gunsten der noch jungen demokratischen 
Kräfte zu stabilisieren. Gleichwohl ist an-
zunehmen, dass die allermeisten Kollegen 
Puschs in ganz ähnlicher Weise belastet 
waren. Möglicherweise fiel die Wahl auch 
auf ihn, gerade weil er als erfahrener Ver-
waltungsbeamter zeit seines Lebens ver-
standen hatte, zwischen den politischen 
Umständen zu lavieren. Sicherlich han-
delte es sich bei Pusch, der vor 1933 in 
der politischen Verwaltung zuverlässig 
für einen liberalen Vorgesetzten gearbeitet 
hatte, um keinen nationalsozialistischen 
„Weltanschauungstäter“;34 ihn als bloßen 
„Mitläufer“ zu charakterisieren, erschie-
ne angesichts seines Übereifers bei der 
Durchsetzung des Berufsbeamtengesetzes 
(„materiale Belastung“) und der Über-
nahme von Ämtern im Dunstkreis der 
NSDAP bei gleichzeitiger Tätigkeit als Mi-
nisterialbeamter im höheren Dienst („for-
male Belastung“) als verharmlosend.35 
So wie er vor der nationalsozialistischen 
„Machtergreifung“ pflichtbewusst Dienst 
für die demokratischen Vorgesetzten in 
seiner Behörde getan hatte, passte er sich 
auch den politischen Umständen nach 
1933 an. Die Entnazifizierungskammer 
urteilte dementsprechend recht treffend, 
als sie Ulrich Pusch ein „williges Werkzeug 
der Nazipartei“ nannte – ein „Werkzeug“ 
das in drei unterschiedlichen Systemen 
Karriere gemacht hatte, ohne den morali-
schen Kompass allzu sehr zu strapazieren.

Philipp T. Haase ist Akademischer Mit- 
arbeiter und Doktorand an der Ruprecht- 
Karls-Universität Heidelberg. Sein Studium 
der Germanistik und Geschichte beendete 
er mit einer biografischen Arbeit zu Gustav 
Adolf Scheel, dem Reichsstudentenführer 
und späteren Gauleiter Salzburgs im „Drit- 
ten Reich“. Seit 2017 forscht er im Projekt 
„Beamte nationalsozialistischer Reichsmi- 
nisterien“ zu den Biografien der leitenden 
Beamten und Angestellten des Reichsmi- 
nisteriums für die besetzten Ostgebiete. 
Zuletzt beschäftigte er sich außerdem mit 
dem System der nationalsozialistischen 
Zwangsarbeit am Beispiel der oberbayeri- 
schen Stadt Wasserburg am Inn.
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Kommunale Integrationspolitik der Stadt Wolfsburg und 
italienische Arbeitsmigranten in den Jahren der ‚Normalisierung‘

Mit ihrer These vom „Opfer-Plot“ for-
mulierten die Historiker Hedwig Richter 
und Ralf Richter 2009 und 2012 einen 
Generalangriff auf einen großen Teil der 
bisherigen geschichtswissenschaftlichen 
Migrationsforschung.1 Diese, so der 
zentrale Vorwurf, dramatisiere mit dem 
scheinbar etablierten „Erzählmuster“ 
von der „Unterdrückung“ und „kapita-
listischen Ausbeutung der Migranten“ 
deren Situation, um für Akteure aus dem 
Feld der Politikberatung Handlungsma-
ximen zu formulieren.2 Je drastischer 
die Lebenswelt der Arbeitsmigranten 
in der eben nur vermeintlichen Auf-
nahmegesellschaft dargestellt werde, „je 
mehr sie als Opfer dastehen und nicht 
auch als eigenwillig und selbstbestimmt 
Handelnde, desto eher werden politische 
Entscheidungsträger bereit sein, sich für 
die Migranten einzusetzen“.3 Denn das 
Nichtgelingen der Integration sei letzt-
lich direkte Folge einer unzureichenden 
bundesrepublikanischen Integrationspo-
litik. 

Diese Viktimisierungsstrategie verstel-
le den Richters zufolge jedoch den Blick 
darauf, dass der weitaus größere Teil der 
Migranten jeglichen Integrationsbemü-
hungen der Arbeitgeber, Kommunen 
und des Aufnahmelandes zum Trotz an 
einer erfolgreichen Integration kein In-
teresse gehabt, ja ganz eigene Ziele ver-
folgt habe: die Remigration.4 Wie sie in 
ihrer Analyse der italienischen Arbeiter 
im Volkswagenwerk in Wolfsburg zu 
zeigen versuchen, hätte die überwiegen-
de Mehrheit eine „Selbst-Separierung“ 
betrieben, „Parallel-Strukturen“ aufge-
baut, „Eigeninitiative“ vermissen las-
sen und aufgrund ihrer bildungsfernen 
Herkunft und Prägung den „Anschluss 

an die westeuropäische Entwicklung 
hin zu einer Bildungs- und Konsumge-
sellschaft verpasst“.5 Die „Bildung von 
Einwandererkolonien“ wie auch die 
„Selbstisolierung der Migranten“ seien, 
so die Argumentation der Richters, für 
die große Mehrheit der Remigranten un-
verzichtbare Strategien für den „Erhalt 
ihrer Identität“ gewesen und demnach 
alles andere als „das Produkt staatli-
cher Fehlleistungen“.6 Auf diesem Wege 
mündet der eigentlich begrüßenswerte 
Ansatz, Migrantinnen und Migranten 
als entscheidende Akteursgruppe zu 
begreifen,7 in eine bloße Schuldumkehr. 

Es verwundert daher nicht, dass ihre 
These wie auch der gewählte Zuschnitt, 
ihr Umgang mit der Forschungsliteratur, 
der herangezogene Quellenkorpus und 
die Quellenarbeit selbst nicht unbedingt 
auf Zustimmung seitens der Migrations-
forschung gestoßen ist.8 Nachfolgend 
wird daher, abseits markiger Thesen, die 
Aufmerksamkeit zurück auf den Ort des 
Geschehens, Wolfsburg, und die dort 
handelnden Akteure gelenkt. Denn hier, 
so hat es die Historikerin Maria Alex-
opoulou auf den Punkt gebracht, „treffen 
die nationalen, regionalen und lokalen 
Regularien und Gegebenheiten aufein-
ander und werden in konkretes Verwal-
tungshandeln umgesetzt“.9 Dabei werden 
bewusst die 1970er und frühen 1980er 

Jahre in den Blick genommen, in denen 
die zentrale Integrationsarbeit mehr und 
mehr von der Stadt Wolfsburg und nicht 
mehr vorwiegend von der Volkswagen-
werk AG und der im Volkswagenwerk 
aktiven IG Metall getragen wurde. 

Damit verschiebt sich der Fokus der 
Untersuchung weg von den bereits viel-
fach beackerten und entsprechend gut 
erforschten Themenfeldern wie der frü-
hen Unterbringung der italienischen Ar-
beiter im sogenannten „Italienerdorf “,10 
das auf dem Werksgelände nahe der Ber-
liner Brücke durch die Volkswagenwerk 
AG errichtet wurde, dem „wilden Streik“ 
aus dem November 1962,11 der gegensei-
tigen Wahrnehmung,12 frühen Integrati-
onserfolgen in der Betriebsrats- und Ge-
werkschaftsarbeit13 oder der Geschichte 
des FC Lupo, des ersten von Gastarbei-
tern gegründeten Sportvereins,14 und 
hin zu den auf den ersten Blick weniger 
eindrücklichen und augenscheinlichen 
Prozessen der zweiten Generation nach 
dem Einsetzen des Familiennachzugs.15 
In Konsequenz wird jenes Zeitfenster 
fokussiert, für das die Historikerin Chri-
stiane Reinecke festgehalten hat, dass 
sich die Kommunalpolitik nun bun-
desweit der Frage zuwandte, „was der 
langfristige Aufenthalt migrantischer 
Familien für soziale Konsequenzen hat-
te, was für Infrastruktur-Maßnahmen 

er erforderte und welche Kosten er mit 
sich brachte“.16 Zwar hatten zahlreiche 
Kommunen bereits ab Mitte der 1960er 
Jahre erkannt, dass ein nicht zu vernach-
lässigender Teil der Gastarbeiter einen 
dauerhaften Aufenthalt in der Bundes-
republik anstrebte,17 doch folgten auf 
diese Erkenntnis erst Anfang des folgen-
den Jahrzehnts konkrete Maßnahmen. 
In dieser nun beginnenden Phase glich 
die Integrationspolitik vieler Kommu-
nen einem steten Suchen, war dabei zu-
gleich aber auch angesichts des Fehlens 
einer bundesweiten Strategie avantgar-
distisch. Neben anderen Städten über-
nahm Wolfsburg, zu dieser Zeit die west-
deutsche Stadt mit dem höchsten Anteil 
ausländischer Arbeiter,18 mit der Grün-
dung des deutsch-italienischen Kon-
taktausschusses (1969/70), des Auslän-
derreferats und des Ratsausschusses für 
Ausländerangelegenheiten (beide 1974) 
gewissermaßen eine Vorreiterrolle für 
die Bundesrepublik.19 Diese Entwicklung 
korrespondiert mit gesamtgesellschaft-
lichen Prozessen in den Jahren „nach 
dem Boom“, die als Schwellenjahre zur 
„Problemgeschichte der Gegenwart“ gel-
ten.20 Der Strukturbruch der industrie-
geschichtlichen Moderne machte sich 
in Wolfsburg vor allem in Form des An-
werbestopps bemerkbar.21 Er ermöglich-
te erst, so die hier vertretene These, die 
‚Normalisierung‘ der Integrationspolitik 
wie auch der Lebensverhältnisse der von 
„Gastarbeitern“ zu Bürgern (im Sinne 
einer urban citizenship) werdenden Mi-
granten und Migrantinnen.22 

Dieser Wandel war den Migranten 
selbst durchaus bewusst. So hieß es bei-
spielsweise in einer Ausgabe der katho-
lischen Monatsschrift Italiani a Wolfs-

Vom Objekt zum Akteur
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Schulabschluss: Italienischer Prüfling vor Kommission, 1978, Foto: Renate Reichelt
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burg im Juli 1973 ganz selbstbewusst: 
„Wir bieten unserem Gastland unsere 
produktive Kraft, und deshalb haben 
wir das Recht in die Gesellschaft aufge-
nommen und integriert zu werden, in 
der wir leben.“23 Doch wer waren die 
konkret Handelnden in jener Phase der 
„sich konsolidierenden Einwanderungs-
situation der italienischen Bevölkerung“ 
in Wolfsburg?24 Wie sahen die Möglich-
keiten zur Partizipation und Mitgestal-
tung genau aus, durch wen wurden sie 
auf welche Art und Weise genutzt, und 
gab es „Möglichkeiten der Interventi-
on, [...] des Widerstands gegen diese 
Politiken“?25 Die in diesem Beitrag un-
tersuchten Themenfelder der öffentli-
chen Wahrnehmung der italienischen 
Arbeiter, der Gründung und Entwick-
lung des deutsch-italienischen Kontak-
tausschusses, der maßgeblich durch das 
Ausländerreferat gelenkten Schulpolitik 
wie auch der Veränderung der Wohn-
situation ermöglichen Analysen auf der 
Makro- wie auf der Mikroebene. Zudem 
geraten unterschiedliche Akteure in den 
Blick – von der Presse über die Kom-
mune, die Migranten selbst bis hin zum 
italienischen Staat.26 Die einzelnen The-
menfelder übernehmen so eine wechsel-
seitige Korrektivfunktion.

Das Bild des „gierigen Südländers“ 
oder die Stigmatisierung 
der „Gastarbeiter“ in der 

Volkswagenstadt

„Schon seit Jahren beklagen sich viele 
Frauen und Mädchen in Wolfsburg, daß 
sie laufend von unseren ausländischen 
Gastarbeitern belästigt werden“, 27 be-
hauptete Hildburg Neitsch gemeinsam 
mit fünfzehn weiteren Wolfsburgerin-
nen in einem am 12. Mai 1971 in den 
Wolfsburger Nachrichten publizierten 
Leserbrief. „Überall, wo sich nur irgend-
wie die Möglichkeit bietet, fassen sie uns 
Frauen an, laufen uns hinterher und ma-
chen mit ziemlich primitiven Sprüchen 
Annäherungsversuche.“ Würden sich 
die Italiener dagegen einmal „,anständig‘ 
benehmen und die Mädchen in Ruhe 
lassen – so scheint es – verwandeln eini-
ge ihre unterdrückte Sexualität in einen 
Aggressionstrieb und entladen sie bei 
Schlägereien“, weshalb die Leserbrief-
schreiberinnen energisch für den Bau 
eines Freudenhauses eintraten.28

Damit lebte fast zehn Jahre nach der 
Ankunft der ersten durch die Volkswa-
genwerk AG angeworbenen Italiener ein 
Klischee wieder auf, das der Journalist 
Benno Wundshammer bereits im Juni 
1962 in seiner aus zahlreichen O-Tönen 
aus Wolfsburg collagierten Reportage 
„Brauchen wir denn wirklich diese Italie-
ner?“ für die Quick publizistisch ausge-
schlachtet hatte: „[S]ie belästigen unsere 
Frauen“ ließ er einen Wolfsburger Wut-
bürger gleich eingangs verlautbaren.29 In 
dieselbe Kerbe schlug wenig später auch 
Niklas von Fritzen im Stern, der in seiner 
Reportage „Nix Amore in Castellupo“ 
davon berichtet, es hätten nur wenige 
Monate ausgereicht, „um die Italiener in 
den Ruf zu bringen, Frauenjäger, Ehe-
brecher und Verführer kleiner Mädchen 
zu sein“.30 Es ist diese Gleichzeitigkeit 
von anhaltender Stigmatisierung und – 
wie zu zeigen sein wird – gelingender 
Integration, die das Spannungsfeld des 
Untersuchungszeitraums ausmacht.

Der Leserbrief der sechzehn Wolfs-
burgerinnen entfachte eine wahre Flut 
an Reaktionen, anhand derer ein Stim-
mungsbild bezüglich der italienischen 
Arbeiter in der Volkswagenstadt ge-
zeichnet werden kann. Nicht selten ging 
es in Leserbriefen ans Eingemachte: Da 
wurde der Anteil der „Gastarbeiter“ an 

der Gesamtbevölkerung regelrecht pa-
thologisiert, die „Belästigungen unserer 
Frauen und Mädchen“ beklagt, gegen die 
weder Stadtrat noch Verwaltung vorge-
hen würden. „Unsere anständigen Frau-
en und Mädchen“, lederte ausgerechnet 
der langjährige Ratsherr Anton Piwczyk 
(CDU) weiter, „sind für gierige Gesellen 
kein Freiwild“, weshalb er eine verstärkte 
Polizeipräsenz einforderte und alternativ 
schon einmal mit der Aufstellung einer 
Hilfspolizei drohte.31 

Dass die Debatte auch über Wolfs-
burg hinaus Resonanz fand, belegt bei-
spielsweise die Kolumne Strich aktuell 
der St. Pauli-Zeitung, in der es zunächst 
ganz prosaisch hieß „[s]chon immer 
war Wolfsburg ein sexuelles Notstands-
gebiet“, ehe es konkreter wurde: „El-
tern halbwüchsiger Töchter können ein 
Lied davon singen. Im Zölibat gehalte-
ne Gastarbeiter belästigen alles, was ei-
nen Rock trägt. Vergewaltigungen sind 
an der Tagesordnung.“32 Das deutlich 
formulierte Misstrauen gegenüber den 
Italienern und deren Kriminalisierung 
war bereits Ende der 1960er Jahre in der 
bundesrepublikanischen Gesellschaft als 
fester Topos etabliert.33 So wurde bei-
spielsweise auf dem Deutschen Städtetag 
1969 eingefordert, gegen die kursieren-
den und weit verbreiteten Vorurteile 
der größeren Kriminalitätsrate auslän-
discher Arbeitnehmer,34 „insbesondere 
Sexualdelikte“,35 aktiv über Aufklärung 
entgegenzuwirken. In Wolfsburg waren 
die angesprochenen Vorurteile jeden-
falls noch wirkmächtig. Der Leserbrief-
schreiber G. Räder betonte etwa, zwar 
nicht gegenüber Menschen aus anderen 
Ländern voreingenommen zu sein, doch 
„dürften sie sich eben nicht zu einer un-
erträglichen Plage entwickeln“. Manche 
Plätze und Erholungsgebiete seien regel-
recht von einer italienischen „Invasion“ 
bedroht. Und dass von den Deutschen 
immer wieder eingefordert werde, sie 
sollten Rücksichtnahme üben, ließ ihn 
Klischeebilder der Blutrache abrufen:

„Was würden zum Beispiel die Sizi-
lianer sagen, wenn ein deutscher 
Tourist ihre Frauen und Mädchen 
belästigen würde? Gerade in Itali-
en, wo die Ehre der Frauen oft noch 
mit Blutvergiessen wiederherge-
stellt wird, wäre er seines Lebens 
nicht mehr sicher.“36

Doch die überwiegende Mehrheit der 
Stimmen aus der Stadtgesellschaft en-
gagierte sich für eine ausgewogenere 
Situationsanalyse – mit ebensolcher Lei-
denschaft – und trug damit dazu bei, ein 
solides Fundament für die kommende 
Integrationspolitik zu schaffen. Mehre-
re Wolfsburger Bürgerinnen und Bür-
ger kritisierten den „demagogische[n]“ 
Kommunikationsstil, der sich in den 
Leserbriefen manifestiere. So wurde 
beispielsweise mehrfach betont, dass 
die Sexualkriminalität der Gastarbei-
ter im Verhältnis deutlich niedriger 
ausfalle als bei der deutschen Bevölke-
rung. Die Anzahl an Vergewaltigungen 
würde konstant übertrieben.37 Auch 
der Wolfsburger Stadtdirektor griff we-
nigstens zweimal zur Feder und warn-
te vor einem „Kollektivurteil“, das den 
Tatsachen nicht gerecht würde, gar „er-
neut nationalistische Ressentiments“ 
schüren könne.38 Fortsetzung auf Seite 6

Oben: Ausschnitt aus einem Beschwerdebrief 
eines Anwohners vom 8. Dezember 1971 

2. v.o.: Leserbrief aus den Wolfsburger 
Nachrichten vom 2. Mai 1971 

3. v.o.: Zeitungsartikel aus den Wolfsburger 
Nachrichten vom 30. Oktober 1971 

Unten: Zeitungsartikel aus den Wolfsburger 
Nachrichten vom 20. November 1971
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Forsetzung von Seite 5 Wieder andere 
brachten ihre Empörung über Zutritts-
verbote für Ausländer in Gaststätten 
und Lokalen zum Ausdruck, die so zu 
„Menschen 2. Klasse“ gemacht würden: 
„Es ist uns vollkommen unverständlich, 
wie so etwas in einem demokratischen 
Staat möglich ist.“39 Überhaupt gehe, so 
Wilhelm und Margarete Flade, die gan-
ze Diskussion um das „Freudenhaus“ am 
Kernproblem vorbei: dem der fehlenden 
Integration und des ausbleibenden Fami-
liennachzugs.40 

Ein Leserbriefschreiber verkehrte das 
Motiv des triebgesteuerten Südländers, 
der den anständigen deutschen Frau-
en nachstelle, sogar in sein Gegenteil. 
Schließlich seien es nach Ankunft der er-
sten italienischen Arbeiter in Wolfsburg 
doch die Wolfsburgerinnen gewesen, die 
diese belästigt hätten – angetrieben durch 
das medial vermittelte Bild des „feurigen 
und überpotenten Liebhaber[s]“.41 Damit 
wurde ein weiterer Topos aufgegriffen, 
der bereits seit etwa zehn Jahren in der 
Bundesrepublik fest etabliert war: die 
Anziehungskraft des italienischen Man-
nes auf deutsche Frauen. In der Tat war 
es, wie die Historikerin Maren Möhring 
herausgearbeitet hat, gerade die nicht 
selten „mit einem Klassenunterschied 
einhergeh[ende] […] nationale Diffe-
renz“, die das festgefügte „Arrangement 

der Geschlechter“ zugunsten der Frauen 
verschob. Diese konnten in der veränder-
ten Konstellation selbst aktiver agieren, 
wohingegen sich der „fremde[] Mann“ zu 
einer „begehrten Trophäe“ wandelte.42

Wieder andere prangerten die wieder-
holt monierte „Mauer aus Vorurteilen“ 
an, mit der sich die italienischen „Gast-
arbeiter“ konfrontiert sahen, und schrie-
ben die erfahrene „Ablehnung“ und ge-
sellschaftliche Isolation43 in den Diskurs 
ein.44 Weitestgehend ungehört und unge-
fragt blieben indes die als sexuell über-
griffig diffamierten Italiener selbst, die 
solcherart zum Diskursobjekt wurden, 
den Diskurs jedoch nicht verbal zu beein-
flussen vermochten. Entlang der Sprach-
barriere organisierten sich Deutsche und 
Italiener Anfang der 1970er Jahre noch 
in weitgehend ethnisch homogenen Dis-
kursräumen. In den Lokalzeitungen ka-
men Italiener nur selten zu Wort, wenn 
doch, dann nur mittelbar über deutsche 
Journalisten. Zeitungen in italienischer 
Sprache wie die überregionale DGB-
Publikation ECCO oder das Wolfsburger 
IG Metall-Blatt Il nostro lavoro erreichten 
die deutsche Öffentlichkeit nicht. Doch 
in den Jahren der ‚Normalisierung‘ be-
gann diese Trennung zunehmend aufzu-
brechen. So arbeitete Antonio di Virgilio, 
Angestellter bei Volkswagen und Redak-
teur der Il nostro lavoro ab 1970 auch als 

Korrespondent des WDR für Nieders-
achsen, was ein wachsendes Interesse 
des deutschen Rundfunks an der italie-
nischen Perspektive bezeugt. In Wolfs-
burg gab die Stadtverwaltung ab 1974 das 
Informationsblatt Notiziario Comunale 
heraus und überließ die Verantwortung 
für die Kommunikation mit den Migran-
ten nicht länger allein der Volkswagen-
werk AG oder den Gewerkschaften. Und 
bereits 1969 – und damit lange bevor das 
Thema auf der Regierungsagenda auf-
tauchte45 – war im Verwaltungsausschuss 
der Entschluss gefallen, einen gemein-
samen Kommunikationsrahmen für die 
deutschen Lokalpolitiker und Vertreter 
der italienischen Minderheit zu schaffen.

„[E]in merkwürdiges parlamenta-
risches Geschehen“ – Der deutsch-
italienische Kontaktausschuss als 

erster Versuch kommunalpolitischer 
Integration

Am Vormittag des 28. Januar 1971 rief 
das italienische Generalkonsulat Han-
nover im Rathaus der Stadt Wolfsburg 
an und bat um einen Gesprächstermin. 
Während das Thema zunächst nicht klar 
war, bestand über die Dringlichkeit kein 
Zweifel: Noch am selben Tag erschien der 
Konsul Giorgio Peca persönlich im Büro 
des Oberbürgermeisters zum Gespräch 
mit dessen Stellvertreter, Stadtrechtsrat 
Otto Haag. Peca forderte vehement die 
Umbesetzung des deutsch-italienischen 
Kontaktausschusses der Stadt. Um re-
gelmäßig „neue Ideen und Energie“ in 
den Ausschuss zu bringen,46 erscheine 
es zweckmäßig, jedes Jahr zumindest 
die Hälfte der italienischen Mitglieder 
auszutauschen. Für die Auswahl der 
Nachrücker sah sich das Konsulat in der 
Verantwortung. In der Stadtverwaltung 
sorgte diese Forderung für erhebliche Ir-
ritation. Den Ausschuss in jeder Legisla-
turperiode mehrmals umzubesetzen, so 
war man sich im Rathaus einig, würde 
kaum zu dessen reibungsloser Arbeit bei-
tragen.47 Dennoch konnte zunächst keine 
Alternative zu Pecas Vorschlägen prä-
sentiert werden. Obwohl der Ausschuss 
bereits seit fast einem Jahr bestand, exi-
stierten keinerlei verbindliche Richtlini-
en für die Benennung seiner Mitglieder, 
was erst die Forderung des Konsuls zum 
Vorschein brachte.

Die Gründung des deutsch-italienischen 
Kontaktausschusses war im Dezember 
1969 durch den Verwaltungsausschuss 
der Stadt Wolfsburg beschlossen wor-
den. Italienische Vertrauensleute der IG 
Metall waren zuvor mit der Idee an Pecas 
Amtsvorgänger Mario Capetta herange-
treten, der das Anliegen mittels seines 
diplomatischen Gewichts gegenüber der 
Stadt vertrat.48 Am 27. Februar 1970 trat 
der Ausschuss zu seiner konstituierenden 
Sitzung zusammen. Neben Vertretern 
des Rates und der Stadtverwaltung ge-
hörten ihm fünf Italiener an, die als ge-
eignete Repräsentanten der damals etwa 
7.000 in Wolfsburg lebenden Italiener 
und Italienerinnen verstanden wurden.49 
Als Vertreter der IG Metall saßen der 
bereits erwähnte nebenberufliche Jour-
nalist Antonio di Virgilio, der aus der 
Personalabteilung des Volkswagenwerkes 
später in die Stadtverwaltung wechseln 
sollte, sowie Armando Gobbato, der als 
Dolmetscher in der Lehrlingsausbildung 
tätig war, im Ausschuss.50 Eduardo Cop-
pola wiederum betreute für Volkswa-
gens Sozialabteilung die große Gemein-
schaftsunterkunft an der Berliner Brücke, 
das „Italienerdorf “. Keine direkte Ver-
bindung zum Automobilkonzern hatten 
der Bankangestellte Guiseppe Scimone 
und der Journalist Alfredo Calasso. Wie 
genau diese Auswahl zustande kam, hat 
den Ausschuss offenbar nicht weiter be-
schäftigt.51 Dass die Liste sowohl durch 
die IG Metall als durch den Konsul abge-
segnet worden war, machte die fünf Män-
ner in den Augen der Stadt zu legitimen 
Gesprächspartnern.

Pecas Intervention brach allerdings den 
Konsens zwischen der Vertretung des ita-
lienischen Staates und der Gewerkschaft 
auf, zwang die Stadt somit zu einer Po-
sitionierung. Der Konsul rief zudem sei-
tens der IG-Metall Widerstand hervor, da 
Peca zunächst ausdrücklich die Gewerk-
schaftsvertreter di Virgilio und Gobatto 
ablösen lassen wollte. Die anderen drei 
könnten, so Peca, zumindest noch ein 
weiteres Jahr im Ausschuss verbleiben.52 
Dagegen protestierte die Gewerkschaft 
in einem Schreiben an die Stadt. Aus ih-
rer Perspektive habe das Konsulat keine 
Befugnis, über die Besetzung zu bestim-
men, diene der Ausschuss doch dem 
Kontakt der Stadt Wolfsburg mit ihren 
italienischen Einwohnern, nicht mit dem 
italienischen Staat. Die Legitimation der 
fünf Mitglieder sei das Votum der 90 ita-
lienischen Vertrauensleute im Volkswa-
genwerk, die 6.000 italienische Gewerk-
schaftsmitglieder repräsentierten.53 

Knapp zwei Wochen später berieten die 
Vertreter der Stadt im Verwaltungsaus-
schuss, wie mit der Forderung des Kon-
suls umzugehen sei. Das Unverständnis 
der meisten Ratsmitglieder war unge-
brochen. Allerdings offenbarte sich auch, 
dass wohl nur die wenigsten der deut-
schen Ratsmitglieder Kenntnisse über die 
zugrundeliegenden Konflikte innerhalb 
der italienischen Community der Stadt 
besaßen.54 Oberbürgermeister Hugo Bork 
schlug daher zunächst vor, die Stadt solle 
beim Konsul nachforschen, „wieso und 
aus welchen Gründen [er] die Mitglieder 
abberufen“ wolle. Senator Ziegler erklärte 
jedoch, wenn auch recht vage: „Nachdem 
ich die Namen gehört habe, ist die Ab-
sicht – der Hintergrund deutlich.“55 Ihm 
waren die beiden Italiener bekannt, die 
Peca als Nachfolger der Gewerkschafts-
vertreter vorgesehen hatte. Sie gehörten 
dem Umfeld des von der katholischen 
Kirche getragenen Gemeindehauses Cen-
tro Italiano an, das bereits 1964 als ein 
frühes kommunal subventioniertes An-
gebot eingerichtet worden war. Damit 
offenbarte sich: Kirche und Gewerkschaft 
konkurrierten um die Führungsrolle bei 
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der Betreuung der Italiener wie auch um 
Einfluss auf die Stadt; die Beziehung zum 
jeweiligen Konsul war dabei ein wesentli-
cher Machtfaktor. Für solch ‚inneritalie-
nische‘ Konflikte sahen sich einige Aus-
schussmitglieder jedoch nicht zuständig. 
Besonders FDP-Ratsherrin Luise Gericke 
betonte mehrfach, man dürfe sich nicht 
einmischen, müsse die Entscheidung 
des Konsuls akzeptieren. Diese Haltung 
fand allerdings keine Mehrheit im Ver-
waltungsausschuss. Es überwogen die 
Stimmen, die die Zusammensetzung des 
Kontaktausschusses innerhalb der Stadt-
politik regeln wollten und eine Legiti-
mationsgrundlage abseits der konsula-
ren Autorität forderten. Hierbei spielten 
nicht nur prinzipielle Überlegungen eine 
Rolle. Ohne eine solche Legitimation sei 
die Funktionsfähigkeit des Ausschusses 
gefährdet, gab etwa Stadtrechtsrat Haag 
zu bedenken: „Der jetzige Vizekonsul 
hat aus eigener Machtvollkommenheit 
Vorschläge gemacht und die Italiener in 
Wolfsburg nicht gefragt. Die Folge wird 
sein, daß die Wolfsburger Italiener nicht 
mitspielen wollen.“ Senator Greve reflek-
tierte, der bisherige Modus der Besetzung 
sei „ein merkwürdiges parlamentarisches 
Geschehen“, das demokratischen Grund-
sätzen kaum genüge. Dass solche Über-
legungen knapp ein Jahr nach der Grün-
dung des Ausschusses angestellt werden 
mussten, zeigt, dass es sich beim deutsch-
italienischen Kontaktausschuss um ein 
weitgehend unerprobtes Instrument 
der Lokalpolitik handelte.56 Die meisten 
Mitglieder des Verwaltungsausschusses 
waren jedoch bereit, die sich daraus erge-
benen Herausforderungen anzunehmen. 
So fragte Oberbürgermeister Bork: „Was 
hindert uns, bei der nächsten Kommu-
nalwahl […] diese 10.000 Italiener an 
die Wahlurnen zu rufen, um die 5 Mit-
glieder des Ausschusses zu wählen[?]“57 
Obgleich in der Sitzung keine konkreten 
Entscheidungen getroffen wurden, wie 
der Ausschuss künftig zu besetzen sei, 
stand am Ende doch eine klare Absage an 
die Intervention des Konsuls. Peca erhielt 
im März 1971 ein höflich formuliertes 
Schreiben, das seine Wünsche rundher-
aus ablehnte.58

Während Hedwig und Ralf Richter die 
Auffassung vertreten, der Konflikt zwi-
schen säkularen und geistlichen Vertre-
tern der Italiener hätte als vorrangiger 
Grund zum Scheitern des Kontaktaus-
schusses geführt,59 kann der Konflikt 
auch als notwendiger Aushandlungs-
prozess in der Beziehung zwischen der 
Stadt, ihren italienischen Einwohnern 
und dem italienischen Staat verstanden 
werden. Indem die Stadt die Interventi-
on des Letzteren abwehrte, bekannte sie 
sich gleichzeitig zu einer kommunalpo-
litischen Integration der Italiener, auch 
wenn der Ausschuss noch kein ausgereif-
tes Mittel hierzu darstellte. Anlass zum 
Zweifel an der Richterschen These gibt 
darüber hinaus, dass der Ausschuss nach 
dem geschilderten Konflikt noch mehr als 
ein Jahr weiter bestand. Dagegen schei-
nen andere Faktoren für den Misserfolg 
des Ausschusses gewichtiger: Nicht nur 
fehlte es an konkreten Mitbestimmungs-
rechten, da die italienischen Mitglieder 
faktisch nur eine beratende Funktion 
hatten; auch bestanden unterschiedliche 
Vorstellungen über die Dringlichkeit der 
Anliegen. Bereits anlässlich der zweiten 
Sitzung des Kontaktausschusses gaben 
seine fünf italienischen Mitglieder eine 
gemeinsame Stellungnahme ab, in der sie 
die Bedeutung der Institution zu verdeut-
lichen versuchten:

„Die Gründung des Kontaktaus-
schusses hat auf Bundesebene bei 
den diplomatischen und gesetzli-

chen Vertretern Italiens sowie den 
italienischen Arbeitnehmern in der 
Bundesrepublik ein starkes Echo ge-
funden. Von diesen Stellen ist bisher 
mehrmals angefragt worden, wie-
weit die Probleme der Italiener in 
Wolfsburg durch diesen Ausschuss 
gelöst worden seien.“60

In der Vorstellung, der im Februar erst-
mals zusammengetretene Ausschuss 
müsse bis Mai greifbare Erfolge vorwei-
sen können, kommt eine nur wenig rea-
listische Erwartungshaltung zum Aus-
druck, die die italienischen Mitglieder 
unter Druck setzte. Dass der Ausschuss 
wiederum im Mai erst zum zweiten Mal 
zusammentrat, spricht andererseits nicht 
dafür, dass ihm vonseiten der Stadt al-
lerhöchste Priorität eingeräumt worden 
wäre. So war die zentrale Forderung der 
Stellungnahme auch die Festlegung eines 
regelmäßigeren Tagungsturnus. Da sich 
die Mitglieder darauf nicht verständigen 
konnten, blieben die Zusammenkünfte 
unregelmäßig und eher selten. Nach gut 
zwei Jahren mit nur sieben Sitzungen 
stellte der Ausschuss seine Arbeit im April 
1972 ein. Inzwischen hatten zwei der ita-
lienischen Mitglieder ihren Rücktritt er-
klärt, wofür sie jeweils private Gründe 
angaben.61 Um Borks Forderung nach 
einer durch allgemeine Wahl legitimierte 
Besetzung des Ausschusses umzusetzen, 
wurden wenigstens zwei Entwürfe für 
eine Wahl- beziehungsweise Geschäfts-
ordnung des Ausschusses vorgelegt und 
diskutiert.62 Bedenken hinsichtlich der zu 
erwartenden hohen Kosten einer solchen 
Wahl trugen neben der geringen Produk-
tivität des Ausschusses dazu bei, dass die-
se Idee nicht verwirklicht wurde. Die fol-
gende Kommunalwahl fand im Oktober 
1972 ohne Beteiligung der ausländischen 
Einwohner statt. Nach der Wahl kam es 
zunächst nicht zu einer Neubildung des 
Ausschusses.

Erst im März 1973 wurde die Idee er-
neut aufgriffen. Nicht zuletzt, da inzwi-
schen neben den italienischen Migranten 
auch über 1.000 Tunesier in die Stadt ge-
kommen waren,63 etablierte sich zunächst 
der Name deutsch-ausländischer Kontakt-
ausschuss. Wie bereits 1969 scheint erneut 
die IG Metall den Anstoß zur Gründung 
gegeben zu haben. Sie wies in einem an 

die Ratsfraktion der SPD adressierten 
Brief auf die weiterhin ungelösten Pro-
bleme der Zuwanderer hin und forderte 
rasche Abhilfe, nicht ohne den Rückstand 
der Kommunalpolitik gegenüber der Ar-
beitervertretung im Volkswagenwerk zu 
betonen: „4000 [italienische] Mitglieder 
[der IG Metall] haben sich im Volkswa-
genwerk rund 100 Vertrauensleute als ihre 
Sprecher gewählt. Damit ist die betriebs-
verfassungsrechtliche Integration gewähr-
leistet, der die kommunale folgen muß.“64 
Im Oktober beschloss der Verwaltungs-
ausschuss die erneute Gründung, doch 
sollte es noch bis zum März 1974 dauern, 
bis dieser zweite Versuch erstmals unter 
dem Namen Ausschuss für Ausländeran-
gelegenheiten tagte. Die damit verbunde-
ne Öffnung für andere Migrantengruppen 
führte jedoch aufgrund der Größe der ita-
lienischen Community und ihres Integra-
tionsvorsprungs nicht zu einem Einflus-
sverlust der Italiener. Im neuen Ausschuss 
wurden die ausländischen, meist italieni-
schen Vertreter von den Ratsfraktionen 
bestimmt. Dieser Modus war zunächst als 
Provisorium gedacht, bis eine allgemeine 
Wahl durch die ausländischen Einwohner 
der Stadt organisiert werden könne.65 Eine 
allgemeine Wahl ausländischer Arbei-
ter hatte zuerst 1972 im nordrhein-west-
fälischen Troisdorf stattgefunden. Das 
dortige Ausländerparlament wurde trotz 
seines vermeintlichen „Scheiterns“ 1975 
bundesweit als Vorbild kommunalpoli-
tischer Integration diskutiert.66 Andere 
Mittelstädte wie Wiesloch oder Mosbach 
in Baden-Württemberg etablierten bald 
ähnliche Einrichtungen.67 Zu den demo-
kratisch gewählten Ausländerbeiräten der 
Großstädte Göttingen (gegründet 1979) 
und Kassel (1981) liegt eine umfassende 
Untersuchung vor.68 Andere Städte, etwa 
Stuttgart (1971), etablierten ähnlich wie 
Wolfsburg Beiräte, deren ausländische 
Mitglieder benannt wurden.69

Das Vorhaben einer direkten Wahl wur-
de in Wolfsburg letztlich nicht umgesetzt. 
Die Legitimation der ausländischen Mit-
glieder des Ausschusses lag somit weiter 
ausschließlich bei der deutschen Bevölke-
rung. Dieses Defizit griffen die in Wolfs-
burg lebenden Migranten ab Mitte der 
1980er Jahre verstärkt auf, führten etwa 
1986 eine symbolische Kommunalwahl 
durch.70 Auch bei einer Unterschriften-

sammlung zur Einrichtung einer Gedenk-
stätte für die Opfer des Faschismus waren 
1985 italienische Mitglieder der IG Metall 
wesentlich beteiligt. Nicht weniger als 
1.070 Wolfsburger und Wolfsburgerinnen 
ohne deutsche Staatsangehörigkeit unter-
schrieben für dieses Anliegen. Galten ihre 
Unterschriften offiziell zwar als ungültig, 
sandten sie doch ein deutliches Signal, 
dass diese Bevölkerungsgruppe in kom-
munalpolitischen Fragen sowohl Interesse 
als auch Organisationsfähigkeit besaß.71

Wohnen im imaginierten Ghetto 

Ungeachtet seines Legitimationsdefizits 
konnte der 1974 neu eingerichtete Auslän-
derausschuss in seinen nun häufiger abge-
haltenen Sitzungen72 viele der Probleme 
aufgreifen, die schon 1969 dringlich er-
schienen. Bereits in der offenen Bestands-
aufnahme der ersten Sitzung zeichnete 
sich ab, was künftig die Tagesordnung 
des Ausschusses dominieren würde: „vor-
rangig Probleme der Bereitstellung von 
Kindergartenplätzen, Vorschulplätzen 
für Kinder ausländischer Arbeitnehmer, 
Schul- und Wohnungsfragen sowie Fra-
gen der Freizeitgestaltung.“73 Dies waren 
nicht Anliegen von Arbeitsmigranten, 
sondern solche von Familien. Es ging nun 
eben nicht mehr um jene privilegierten 
Gastarbeiter, die Teil der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft waren, die 
„ohne Lebensplan“ und „vorläufig“ gelebt 
hätten.74 Längst hatte ein demografischer 
Wandel die Lebenssituation der Migran-
ten in Wolfsburg irreversibel verändert. 
So waren viele der ledigen jungen Männer, 
die im Laufe der 1960er Jahre in die Stadt 
gekommen waren, inzwischen Familien-
väter geworden. Ende der 1970er Jahre 
waren über siebzig Prozent der erwachse-
nen Ausländer in Wolfsburg verheiratet.75 
In der Stadt lebten 2.819 „ausländische 
Familien“76 mit insgesamt 2.867 Kindern. 
Die 2.174 ledigen Erwachsenen waren 
dagegen eine Minderheit. Angesichts der 
Auswirkungen, die dieser Wandel auf die 
Wohnsituation hatte, konnte die Wolfs-
burger Kommunalpolitik bestenfalls rea-
gieren, kaum aktiv gestalten.77 Die große 
Gemeinschaftsunterkunft an der Berli-
ner Brücke, in der 1962 zunächst knapp 
drei Viertel aller Ausländer in Wolfs-
burg gelebt hatten, Forsetzung auf Seite 8

Italiener in Kästorf, Foto: Rosemarie Rohde



Seite 8

Forsetzung von Seite 7 war nicht nur 
technisch, sondern vor allem auch sozi-
al obsolet geworden. Kurz bevor sie 1974 
geschlossen wurde, suchte die Volkswa-
gen Siedlungsgesellschaft noch nach Alter-
nativen für die Unterbringung von bis zu 
3.000 ledigen beziehungsweise „ledigge-
henden“ Männern.78 Letztlich wurde die-
se Zahl nach Ende der 1960er Jahre nie 
wieder erreicht, dennoch führte die Suche 
nach einem Standort für eine neue Ge-
meinschaftsunterkunft zu beträchtlichen 
Konflikten in der Wolfsburger Kommu-
nalpolitik. So plante die Volkswagen AG 
Ende 1973 die Bebauung eines Gebietes 
am Ostrand der Ortschaft Fallersleben. 
Die Kleinstadt mit knapp 12.000 Einwoh-
nern war erst im Sommer 1972 im Zuge 
der kommunalen Gebietsreform einge-
meindet worden. „Auch neutrale Bürger 
können durch solche Eingemeindungs-
geschenke sowohl gastarbeiterfeindlich 
als auch Freunde radikaler Gruppen wer-
den“, resümierte angesichts dessen eine 
Fallersleberin in einem Leserbrief an die 
Wolfsburger Nachrichten.79 Schnell wurde 
vonseiten des Werkes deutlich gemacht, 
dass nicht 3.000, sondern im Höchstfalle 
1.500 ausländische Arbeiter im geplan-
ten Wohngebiet „Lange Stücke“ unterge-
bracht werden sollten und als Bauform 
nicht etwa Baracken, sondern moderne, 
familiengerechte Massivbauten vorge-
sehen waren. Auch dies erschien jedoch 
nicht wenigen Fallerslebern als unzumut-
bar. Die Bürgerinitiative, die sich gegen 
die Pläne der VW Siedlungsgesellschaft 
formierte, vermied ausländerfeindliche 
Rhetorik und betonte, auch die Interes-
sen eventueller zukünftiger „Gastarbei-
ter“ im Sinn zu haben. Die Bildung eines 
„G[h]ettos“ würde sicher ihrer Integra-
tion hinderlich sein. Als Kompromiss 
gestand die Initiative eine Bebauung mit 
200 Wohnungen zu, von denen jedoch 
höchstens zehn Prozent mit bis zu 80 

Ausländern belegt werden sollten – vor-
zugsweise Familien.80 Obwohl die „Inter-
essengemeinschaft Fallersleben ‚Lange 
Stücke‘“ über 2.300 Unterschriften sam-
melte und sich der Ortsrat Fallersleben/
Sülfeld fraktionsübergreifend gegen die 
Pläne aussprach, wurde die Bebauung im 
Februar 1974 durch den Verwaltungs-
ausschuss und den Stadtrat Wolfsburgs 
gebilligt. Die Unzufriedenheit mit dieser 
Entscheidung wurde in zahlreichen Zu-
schriften an die Lokalpresse deutlich. 

In den kommenden Jahren sollte sich 
die Gemeinschaftsunterkunft, die die 
Kohäsion der neuen Großstadt so sehr 
auf die Probe gestellt hatte, jedoch als 
Chimäre herausstellen. Da es nach Ende 
der Ölkrise und der Krise im Zuge der 
Produktionsumstellung auf den VW Golf 
nicht mehr zu einer forcierten Anwer-
bung von Ausländern kam, wurden die 
„Langen Stücke“ nie zu einer Sammel-
unterkunft oder gar einem Ghetto. Den 
neu geschaffenen Wohnraum der Volks-
wagen Siedlungsgesellschaft bezogen so-
wohl Deutsche als auch Ausländer. Die 
Zahl der Ausländer in Fallersleben stieg 
in den kommenden Jahren lediglich um 
etwa 230 Personen.81 Dies ist beispielhaft 
für die Entwicklung der Wohnsituation 
der Ausländer in Wolfsburg im Laufe der 
1970er Jahre. Immer wieder wurde die 
Gefahr der Ghettobildung konstatiert,82 
wobei die Neubaugebiete am Rand der 
Kernstadt, die älteren Stadtteile der In-
nenstadt und Teile der eingemeindeten 
Kleinstädte Vorsfelde und Fallersleben 
allesamt als gefährdet verstanden wur-
den. Statistisch ist dagegen in den 1970er 
Jahren ein gegenteiliger Trend zur De-
zentralisierung nachweisbar.83 So dif-
fundierte die ausländische Bevölkerung 
Wolfsburgs im Zuge der schrittweisen 
Auflösung der Gemeinschaftsunterkünf-
te in sämtliche Ortsteile. Gegen Ende der 
Dekade lebte der größte Teil der Wolfs-

burger Ausländer in Stadtteilen mit Aus-
länderanteilen zwischen sechs und elf 
Prozent. Die wenigen Ortsteile mit deut-
lich höheren Anteilen, vor allem Kästorf 
mit den Gemeinschaftsunterkünften an 
der Oebisfelder Straße, zeichneten sich 
durch einen langsamen Fortzug von Aus-
ländern und einen allmählichen Zuzug 
von Deutschen aus, der das Verhältnis 
in Richtung des stadtweiten Schnitts ver-
schob.84 Auch wenn es aus der Perspektive 
vieler Zeitgenossen nicht so schien, zei-
gen sich die 1970er Jahre auch mit Blick 
auf die Wohnsituation der Migranten als 
Periode der ‚Normalisierung‘. Dass dies 
keineswegs zu verallgemeinern ist, zeigt 
ein vergleichender Blick nach Bremen. 
Dort hatten die ansässigen Firmen eben-
falls erst Anfang der 1960er Jahre begon-
nen, ausländische Arbeiter zu beschäfti-
gen, jedoch erst Ende des Jahrzehnts im 
größeren Stile den Bau von Wohnheimen 
in Angriff genommen, wogegen sich 
zahlreiche Stadtteile erfolgreich zur Wehr 
setzten.85 Diese Anstrengungen sollten 
offenbar nicht ausreichen, beklagte doch 
noch 1973 eine Gastarbeiterkommission 
die „katastrophalen Wohnverhältnisse“ 
in den meisten Unterkünften; es seien 
„skandalöse Zustände“, die Lebensum-
stände „menschenunwürdig“. Es sollte 
noch bis Ende der 1970er Jahre dauern, 
bis sich der Bremer Senat, der 1973 noch 
eine Politik der „Integration auf Zeit“ 
verfolgte, sich diesen sozialen Herausfor-
derungen stellen sollte.

„[D]amit in unserer Stadt kein quasi 
analphabetisches Proletariat heran-
wächst“ – Wolfsburgs ausländische 

Schüler zwischen Förderung und 
Überforderung

Wie die Wohnsituation ausländischer Fa-
milien wurde auch die Beschulung ihrer 
Kinder in den 1970er Jahren weitgehend 

als krisenhaft begriffen.86 Die Sorge, in 
der zweiten Generation könne ein „qua-
si analphabetisches Proletariat“,87 gar 
ein „Unterproletariat“88 aus „zweispra-
chigen Analphabeten“ heranwachsen,89 
bestimmte den öffentlichen Diskurs. 
Schulischer Misserfolg wurde nicht als 
individuelles Problem betrachtet, son-
dern als Gefahr für die soziale Ordnung, 
vor allem für die als positiv verstandene 
Tendenz zur Nivellierung von Klassenge-
gensätzen.90 Während sich deutsche und 
ausländische Familien in ihren Wohnver-
hältnissen materiell und auch räumlich 
annäherten, zeigt sich beim Schulerfolg 
keine solche Entwicklung. So besuchten 
noch 1978 von 900 italienischen Schü-
lerinnen und Schülern lediglich 13 ein 
Gymnasium, 88 dagegen eine Sonder-
schule. Bei den 23.930 deutschen Schü-
lern und Schülerinnen zeigte sich mit 
3.804 an Gymnasien gegenüber 934 an 
Sonderschulen ein gegensätzliches Bild. 
Der Anteil an Sonderschülern der Italie-
ner lag bei fast zehn Prozent gegenüber 
knapp vier Prozent bei den Deutschen.91 
Dies korrespondiert mit einem bun-
desweit rasanten Anstieg ausländischer 
Sonderschüler und Sonderschülerinnen 
in den 1970er Jahren. Während sich die 
Gesamtzahl der ausländischen Schüle-
rinnen und Schüler in der Bundesrepu-
blik zwischen 1969 und 1979 von etwa 
131.000 auf 550.000 um den Faktor 4,2 
erhöhte, stieg die Zahl der Ausländer an 
Sonderschulen von etwa 1.100 auf fast 
24.000 um den Faktor 21,8.92

Eine ‚Normalisierung‘ stellte sich in der 
Schule nicht ein, was nicht zuletzt an den 
komplexen und widersprüchlichen An-
forderungen an die ausländischen Schü-
lerinnen und Schüler lag. Die Beherr-
schung der deutschen Sprache war eine 
bis dahin kaum hinterfragte Notwendig-
keit.93 Neben der Herausforderung, sämt-
lichen Fächern in deutscher Sprache zu 

Italiener in der Schule, circa 1970, Foto: Rosemarie Rohde
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folgen, erhielten die italienischen Schü-
lerinnen und Schüler zusätzlich „mutter-
sprachlichen“ Unterricht. Diese Maßnah-
me erschien mit Blick auf eine mögliche 
Rückkehr in die „Heimat“ als notwendig 
und fixierte somit die Idee eines abnor-
men und temporären Zustands in den 
Bildungsläufen. Der Italienischunterricht 
konnte überdies aufgrund eines Mangels 
an Lehrkräften nur an einzelnen Schulen 
zentral angeboten werden, weshalb ein 
großer Teil der Kinder hierfür mit Bus-
sen in andere Stadtteile gefahren werden 
musste. Obwohl die Nachteile dieser zu-
sätzlichen Belastung vielfach thematisiert 
wurden, traten gerade Migrantenver-
treter und Migrantenorganisationen für 
eine Beibehaltung oder gar einen Ausbau 
„muttersprachlichen“ Unterrichts ein. So 
sah der Tunesische Verband Wolfsburgs 
sich noch 1982 gegenüber den Italienern 
benachteiligt und plädierte für mehr Ara-
bischunterricht und für tunesische Erzie-
herinnen in den Kindergärten, die ide-
alerweise spezielle tunesische Gruppen 
betreuen sollten.94 In ihrem Verhältnis 
zum deutschen Schulsystem zeigen sich 
überdies große Unterschiede zwischen 
den tunesischen und den italienischen 
Familien. Es war beispielsweise inner-
halb der tunesischen Minderheit weitver-
breitete Praxis, Kinder zum Schulbesuch 
nach Tunesien zu schicken, insbesondere 
ab der Sekundarstufe. Im Jahr 1986 zähl-
te Wolfsburg immerhin etwa 500 min-
derjährige Tunesier, von denen gerade 
einmal sechzig eine Schule in der Stadt 
besuchten: Zehn wurden in Sonderschu-
len beschult, 42 in Schulkindergarten 
oder Grundschulen, allein acht besuch-
ten Regelschulen in der Sekundarstufe.95 
Diese Lücke ist nur zum Teil durch die 
Altersstruktur der tunesischstämmigen 
Wolfsburger und Wolfsburgerinnen zu 
erklären und weist auf eine Tendenz zur 
Vermeidung des deutschen Schulsystems 
hin, die sich in der italienischen Minder-
heit kaum zeigte. Während viele junge 
Tunesier und Tunesierinnen auf diese 
Weise der Mehrfachbelastung und Dis-
kriminierung in deutschen Schulen ent-
gingen, darüber hinaus gute Kenntnisse 
der französischen und der arabischen 
Sprache erlangten, sind Nachteile für das 
Erlernen der deutschen Sprache offen-
kundig.

Die überdurchschnittliche schuli-
sche Arbeitsbelastung der italienischen 
Schülerinnen und Schüler ging zuweilen 
unmittelbar zulasten der angebotenen 
Integrationsmaßnahmen. Als etwa der 
Bund der Pfadfinderinnen und Pfadfin-
der in Wolfsburg einen Modellversuch 
durchführte, um der sprachlichen und 
sozialen Isolation italienischer Kinder 
durch die Pfadfinderarbeit zu begegnen, 
flaute deren Beteiligung nach einem viel-
versprechenden Auftakt mit dem Ende 
der Schulferien rasch ab. In Gesprächen 
stellte sich als wichtigster Grund hierfür 
heraus, dass angesichts der bereits vollen 
Wochenpläne keine Zeit für die regelmä-
ßigen Treffen blieb.96

Seit 1979 finanzierte die Stadt gemein-
sam mit dem Comitato Assistenza Scola-
stica Italiana (Co. As. Sc. It.) eine Haus-
aufgabenhilfe, die sich vorrangig an die 
Kinder von Migranten richtete. Die Or-
ganisatorinnen und Betreuer dieses Pro-
jekts waren sich des schmalen Grades be-
wusst, auf dem sie zu wandeln hatten: Jede 
Maßnahme, die den schon straffen Zeit-
plan der Kinder und Jugendlichen wei-
ter belastete, musste gut begründet sein. 
Insbesondere wandten sich die Mitarbei-
ter gegen eine Verschulung der Hausauf-
gabenhilfe. So kündigte das Co. As. Sc. 
It. 1983 die bisherige Partnerschaft. Für 
eine Fortsetzung verlangte es detaillierte 
Informationen über die teilnehmenden 

Schüler und deren Fortschritte, wollte 
Fehlzeiten durch eine Anwesenheits-
pflicht minimieren und hierzu von den 
Eltern Entschuldigungsschreiben ein-
fordern.97 Diese Forderungen wurden 
durchaus ernst genommen, schließlich 
hatte das Komitee rund 125.000 DM 
jährlich investiert. Dank dieser Summe 
war eine weitgehende Professionalisie-
rung der vor 1979 ehrenamtlich betriebe-
nen Hausaufgabenhilfe möglich gewor-
den, sie verpflichte gleichzeitig aber zur 
Rechenschaft. Das Ausländerreferat gab 
den Forderungen allerdings nur teilwei-
se nach. Die Weitergabe personenbezo-
gener Daten wurde mit Hinweis auf den 
Datenschutz abgelehnt, vor allem aber 
sollte kein zusätzlicher Druck aufgebaut 
werden: Hierzu erklärte die Koordinato-
rin Margret Mörlin: „Da die Kinder auch 
Sport, Arbeitsgruppen, Musikschule und 
Kommunionsunterricht haben, ist es fast 
erstaunlich, daß sie noch zur Hausaufga-
benhilfe kommen. Diese Motivation soll-
te nicht durch neue Zwänge abgeblockt 
werden.“98 

In den folgenden Jahren vergrößer-
te sich der Rücklauf an Informationen 
über die Erfolge und Misserfolge der 
teilnehmenden Schüler, jedoch wurden 
die Daten vor der Weitergabe anonymi-
siert. Vor allem aber war der Zugang zur 
Hausaufgabenhilfe nicht an das Errei-
chen bestimmter Ziele oder die Anwe-
senheitszeiten gekoppelt. Trotzdem oder 
gerade deswegen erschien ein Großteil 
der Schüler regelmäßig. Den Druck, 
den die Schülerinnen und Schüler als 
auch deren Betreuerinnen und Betreu-
er dennoch empfanden, brachten sie 
unter anderem in einem 1989 entwic-
kelten Theaterstück zum Ausdruck. In 
der „Sonderschulüberweisung“ wurde 
das Schicksal des fiktiven italienischen 
Schülers Kasper verhandelt. Gedrängt 
zwischen den Wünschen und Interessen 
von Eltern, Lehrerinnen, Schulräten und 
Betreuerinnen beklagte der Junge seine 
Überforderung angesichts von mutter-
sprachlichem Unterricht, Kommunions-
schule und Hausaufgabenhilfe: „Der Test 
ist erst Freitag, das machen wir morgen! / 
Muß heute auch noch Flöte spielen / und 
Noten üben, die vielen! / Mit der Mutter 
zum Arzt, Geschwister hüten, / Geschirr 
abwaschen, über Mathe brüten, / Le-
sen, Schreiben, minus und plus; / dann 
schnell zum Fußball mit dem Bus.“99

Die Sorge, ein kognitiv eigentlich nor-
mal entwickelter Schüler könne auf die 
Sonderschule überwiesen werden, war 
auch 1989 noch höchst aktuell. Im Vor-
jahr war die Zahl der ausländischen 
Schüler an dieser Schulform bundesweit 
gerade auf 41.753 angewachsen.100 Mehr 
als fünf Prozent der ausländischen Kin-
der besuchten demnach Sonderschulen, 
erreichten dort nur in Ausnahmefällen 
Schulabschlüsse. Angesichts der gewan-
delten Anforderungen auf dem ersten 
Arbeitsmarkt waren die beruflichen 
Aussichten dieser Kinder und Jugendli-
chen dürftig. Der unterdurchschnittliche 
Schulerfolg der Migrantenkinder zeigt, 
dass die postulierte ‚Normalisierung‘ in 
der Angleichung etwa der Wohnverhält-
nisse und der graduellen Aneignung bür-
gerlicher Rechte eine durch das Bildungs-
system vermittelte „Unterschichtung“ der 
Gesellschaft nicht ausschließt,101 diese 
aber eben nicht zwangsläufig als eine Fol-
ge ausgebliebener Integrationsbestrebun-
gen seitens der Kommune zu deuten ist.

Fazit

Wie unsere Analyse gezeigt hat, vermag 
der lokalhistorische Ansatz durch die 
Verschiebung des Fokus auf die 1970er 
und 1980er Jahre die festgefahrene De-

batte um die vermeintlich ausgeblie-
bene Integration der „Gastarbeiter“ zu 
versachlichen. Indem diejenigen Mi-
grantinnen und Migranten in den Blick 
genommen werden, die sich zu einem 
dauerhaften Verbleib in der Bundesre-
publik Deutschland entschieden hatten, 
sowie ihre Herausforderungen und Pro-
bleme und die entwickelten kommu-
nalen Lösungsansätze, kann zudem ein 
deutlich genaueres Bild der Entwicklung 
gezeichnet werden. Monierte die Histori-
kerin Anne von Oswald in ihrer Analyse 
vorwiegend der 1960er Jahre noch die 
fehlenden „Möglichkeiten für alternati-
ve Arbeits-, Aufstiegs- sowie Wohn- bzw. 
Lebensprojekte“ in der durch die Volks-
wagenwerk AG dominierten jungen Stadt 
Wolfsburg,102 zeigt unsere Untersuchung 
eine deutliche Tendenz hin zur ‚Norma-
lisierung‘. Wie für die unterschiedlichen 
Lebensfelder aufgezeigt, meint diese Ten-
denz jedoch keineswegs eine gänzliche 
Nivellierung bestehender Unterschiede 
oder eine Chancengleichheit, doch kann 
von einem „Leben im Provisorium“ nicht 
mehr die Rede sein. Die Stabilisierung 
der Lebensverhältnisse der „Gastarbei-
ter“ ist, so die hier vertretene These, 
maßgeblich über die Akteursverschie-
bung weg vom Wirtschaftsunternehmen 
und hin zur Kommune zu erklären. Auf 
der lokalen Ebene können infolge dieser 
Verschiebung Integrationspolitiken jen-
seits der vieldiskutierten und vielgeschol-
tenen Ausländerpolitik der Bundesrepu-
blik sichtbar gemacht werden. So sind 
etwa Ausländerparlamente, Beiräte und 
Kontaktausschüsse originär kommunale 
Konzepte, die sich meist durch zivilge-
sellschaftliches Engagement ohne staatli-
che Lenkung entwickelten.

Dieser Ansatz darf indes nicht dahin-
gehend missverstanden werden, Fehl-
entwicklungen auf der nationalen Ebene 
zu verorten, den Kommunen dagegen 
die innovativen Lösungsstrategien zu-
gutezuhalten. Vielmehr zeigen sich auch 
auf kommunaler Ebene spezifische Ver-
säumnisse. Gerade im Wolfsburger Fall 
ist etwa bemerkenswert, dass aus den In-
tegrationserfolgen der 1940er und 1950er 
Jahre eine Dekade später kaum Erkennt-
nisse abgeleitet wurden. War die gelunge-
ne Integration der zahlreichen Geflüch-
teten und Vertriebenen, die zeitweise 
annähernd die Hälfte der Einwohner der 
rasant wachsenden Stadt ausmachten,103 
nach dem Zweiten Weltkrieg auch in erster 
Linie der außergewöhnlichen Entwick-
lung der „Wohlstandsmaschine Volkswa-
gen“ im sogenannten Wirtschaftswun-
der geschuldet,104 wusste die Kommune 
die sich daraus ergebenden günstigen 
Rahmenbedingungen für die stadtge-
sellschaftlichen Aufgaben zu nutzen. So 
befasste sich bereits 1947 ein Stadtflücht-
lingsrat mit den spezifischen Proble-
men der überwiegend ostdeutschen Mi-
granten und Migrantinnen. Fast ebenso 
schnell erfolgte die Integration in die 
städtische Erinnerungskultur durch zahl-
reiche Straßenbenennungen und die Er-
richtung eines monumentalen Vertriebe-
nendenkmals. Der deutsch-italienische 
Kontaktausschuss musste dagegen erst 
von italienischen Migranten selbst ange-
regt werden, als einige von ihnen bereits 
ein Jahrzehnt in der Stadt lebten. Auch 
künstlerische Positionen im Stadtbild, 
die einer symbolischen Integration dien-
lich gewesen wären, ließen lange auf sich 
warten. Als 2004 am Standort einer frü-
heren Gastarbeiterunterkunft das Denk-
mal L’Emigrante enthüllt wurde, waren 
die ersten Italiener der Stadt bereits 
größtenteils im Ruhestand. Gleichwohl 
zwischen den Vertriebenen und den ita-
lienischen Arbeitsmigranten fundamen-
tale Unterschiede festgehalten werden 

müssen – etwa hinsichtlich ihrer Alters- 
und Sozialstruktur, ihrer Sprachkennt-
nisse, den Migrationsursachen und der 
(Un)Möglichkeit der Rückkehr –, galt für 
beide Gruppen gleichermaßen, dass die 
Aufnahmegesellschaft sie als fremd und 
anders wahrnahm, ihnen ablehnend, mit 
Ängsten und Rassismus begegnete,105 was 
dazu beitrug, dass für die überwiegende 
Mehrheit beider Gruppen der Rückkehr-
wunsch lange Teil der Lebenswirklichkeit 
war. Daher lässt sich konstatieren: Da 
die Stadt Wolfsburg und ihre deutsche 
Bevölkerungsmehrheit die Erfahrungen 
der Vertriebenenintegration nicht be-
rücksichtigten, standen sie vielen Her-
ausforderungen in selbstverschuldeter 
Unbedarftheit gegenüber.106 Sollte es der 
geschichtswissenschaftlichen Migrati-
onsforschung tatsächlich darum gehen, 
wie von den Richters unterstellt, Hinwei-
se oder gar Handlungsmaximen in die 
politische Sphäre zu kommunizieren, so 
wäre dies wohl eine der dringlichsten: 
Aktuelle und historische Migration als 
verwandte Phänomene zu begreifen, um 
von einstmals gemachten Erfahrungen 
profitieren zu können.

Parallel zur Rolle der Kommunen 
veränderten sich aber auch die Lebens-
konzepte der Arbeitsmigranten. Diese 
gilt es zukünftig noch vermehrt in den 
Blick zu nehmen. Denn wie vereinzel-
te im Stadtarchiv Wolfsburg überliefer-
te Briefe italienischer Arbeitsmigranten 
belegen, die sich um Sprach- und andere 
Bildungsangebote der Volkshochschule 
bereits in den 1960er Jahren bemühten, 
war der Wille zur Integration keineswegs 
allein seitens einer vermeintlichen Eli-
te italienischer Migranten gegeben, wie 
die Richters wiederholt betonen.107 So 
schrieb beispielsweise der VW-Arbeiter 
Giovanni B. im November 1967 von den 
Hoffnungen, die er – nach einem von fa-
miliären Rückschlägen und einem har-
ten bisherigen Arbeitsleben in Italien 
gezeichneten Lebensverlauf – mit dem 
Besuch der Volkshochschule in Wolfs-
burg für seine Zukunft ebenda verband: 
„Die Stadt Wolfsburg gibt mir jetzt die 
[M]öglichkeit[,] eine weiter[e] Schule zu 
besuchen, und obwohl [ich] fast dreißig 
bin, hoffe ich, daß [es] nicht zu spät [ist], 
um mehr zu lernen und vielleicht, eines 
Tages, besser zu leben.“108

Dieser Text erschien zunächst im italieni- 
schen Original als Alexander Kraus/Mi- 
chael Siems, „Da oggetto ad attore. La po- 
litica di integrazione dei GASTARBEITER 
italiani a Wolfsburg durante gli anni della 
‚normalizzazione‘“, in: Geschichte und Re- 
gion/Storia e regione, Jg. 28 (2019), H. 2, 
S. 61–84. Wir danken dem Verlag für die 
Erlaubnis, den Text auch auf Deutsch zu 
publizieren.
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Über viele Jahrzehnte wurde die Stadt 
Wolfsburg – und wird es noch heute – 
ihrem Ruf als „Stadt des Sports“ gerecht. 
Reihenweise Spitzensportler feierten auf 
nationaler wie internationaler Ebene 
Erfolge. Auch im Breitensport gab und 
gibt es bis heute durch die zahlreichen 
Sportvereine ein differenziertes Ange-
bot an Sportarten für alle Altersgrup-
pen. Statistisch gesehen ist jeder dritte 
Wolfsburger, jede dritte Wolfsburgerin 
Mitglied eines Sportvereins. Neben dem 
Großvereinen VfL Wolfsburg, TV Jahn, 
MTV Vorsfelde und VfB Fallersleben 
existiert eine Großzahl an Vereinen in 
der Kernstadt und den Ortsteilen. Die 
Förderung des Spitzensports war je-
doch immer ein besonderes Engage-
ment des VfL Wolfsburg. Dies zeigt sich 
nicht zuletzt an den Erfolgen Wolfsbur-
ger Sportler und Sportlerinnen bei den 
Olympischen Spielen. So konnte Man-
fred Steinbach auf der Olympiade 1960 
in Rom im Weitsprung den respektablen 
vierten Platz erreichen. Der Zehnkämp-
fer Horst Beyer belegte während der 
Olympischen Spiele in Tokio 1964 den 
sechsten Platz. Eine erste Medaille – in 
Bronze – errang der Judoka Klaus Glahn 
im gleichen Jahr in der „offenen Klas-
se“. In der für Flachlandbewohner eher 
untypischen Sportart „Rennrodeln“ ge-
wann Angelika Dünhaupt bei den Olym-
pischen Winterspielen 1968 in Grenoble 
ebenfalls die Bronzemedaille. Weit über-
troffen wurden diese Ergebnisse jedoch 
von den Wolfsburger Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern der Olympischen 
Sommerspiele 1972 in München.

Die Wolfsburger Farben vertraten die 
Leichtathleten Hildegard Falck (Mittel-
strecken-Läuferin), Horst Beyer (Zehn-
kämpfer), Heinz Mayr (Geher), der 
Judoka Klaus Glahn und der Schwim-
mer Hans-Joachim Geisler. Den VfL-
Athleten wurden durchaus Medaillen-
chancen eingeräumt. Glahn, Beyer und 
Falck gehörten in ihren Disziplinen zum 
Kreis der Favoriten. Das Quintett wur-
de, nachdem der Verwaltungsausschuss 
am 25. Juli 1972 beschlossen hatte, die 
Sportler wie bei früheren Olympischen 

Spielen offiziell zu verabschieden und 
ein kleines Taschengeld auszuhändi-
gen, durch den Rat der Stadt und die 
Vereinsführung am 8. August 1972 im 
VfL-Vereinsheim verabschiedet. Für den 
Rat der Stadt nahmen Bürgermeister 
Willi Wember, Sportausschussvorsitzen-
der Paul Metzner und für die Stadtver-
waltung Stadtdirektor Hans Schwering 
an dieser Veranstaltung teil. „Wember 
sprach den Athleten die besten Wün-
sche des Rates aus und kündigte ihnen 
schon einen begeisterten Empfang bei 
ihrer Rückkehr aus München an“, wie 
es am 10. August  1972 in der Wolfs-
burger Allgemeinen Zeitung hieß. Der 
VfL-Vorsitzende Hans Pudenz hob be-
sonders Glahns und Beyers Beitrag zum 
Aufbau eines Wolfsburger Leistungs-
zentrums hervor. Dies hätte wesentlich 
dazu beigetragen, dass fünf Sportler aus 
der Volkswagenstadt sich für München 
qualifiziert hatten. Das sportliche Groß-
ereignis wurde jedoch durch ein Atten-
tat palästinensischer Terroristen am 5. 
September 1972 auf israelische Sportler 
im Olympischen Dorf überschattet, das 
in einer Tragödie mit vielen Opfern en-
dete. Kurzzeitig wurde die Olympiade 
unterbrochen, dann allerdings entschied 
IOC-Präsident Avery Brundage gemein-
sam mit dem Olympischen Gremium 
die Spiele fortzusetzen. Diese hatten al-
lerdings angesichts der Ereignisse ihre 
Leichtigkeit und ihren Esprit verloren.

Doch zurück zum Sportlichen: 
Überstrahlt wurden alle Ergebnisse 
Wolfsburger Sportler bei den Olympi-
schen Spielen in München durch den 
Gewinn der Goldmedaille im 800-Me-
ter-Lauf von Hildegard Falck mit dem 
äußerst knappen Vorsprung von 0,1 Se-
kunden auf die Zweitplatzierte Niele Sa-
baite aus der Sowjetunion. Mit ihrer Zeit 
von 1:58,6 stellte Falck, die sich fortan 
Olympionikin nennen durfte, auch einen 
neuen olympischen Rekord auf. Bereits 
im Vorjahr hatte sie bei den Deutschen 
Leichtathletik-Meisterschaften in Stutt-
gart als erste Frau auf der 800-Meter-
Strecke unter 2 Minuten eine neue Best-
zeit aufgestellt. Fortsetzung auf Seite 12 

VON WERNER STRAUß

Hildegard Falck und Klaus Glahn beim Empfang auf der Porschestraße, Foto: Fritz Rust
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Fortsetzung von Seite 11 Außerdem er-
rang sie mit der bundesdeutschen 4 × 
400-Meter-Staffel die Bronzemedaille. 
Judoka Klaus Glahn wiederum erreich-
te in München das Finale der Schwer-
gewichtsklasse. In einem packenden 
Kampf unterlag er schließlich dem Nie-
derländer Willem Ruska und gewann 
damit die Silbermedaille. In der „offenen 
Klasse“ erzielte er zudem den beachtli-
chen fünften Platz. In ihren Disziplinen 
erreichten auch Hans Mayr und der erst 
17-jährige Hans-Joachim Geisler vor-
dere Plätze in der Weltelite. Aufgrund 
einer Verletzung konnte Zehnkämpfer 
Horst Beyer keine Platzierung erzielen.

Nach der Rückkehr in ihre Heimat-
stadt wurde den erfolgreichen Athle-
tinnen und Athleten ein begeisterter 
Empfang bereitet. Die Wolfsburger Nach-
richten titelten in ihrer Ausgabe vom 16. 
September 1972: „Olympiateilnehmer 
im Triumphzug ins Rathaus geholt“. Mit 
einem Autokorso, voran im ersten Fahr-
zeug Hildegard Falck, im zweiten Wa-
gen Klaus Glahn, danach die anderen 
Olympiateilnehmer, fuhren die Sportler 
durch die Innenstadt zum Rathaus. Dort 
säumten tausende von Zuschauerinnen 
und Zuschauern die Straßen und be-
völkerten den Rathausplatz. Als Ar-
chivalie des Monats dient ein Foto des 
Fotografen Fritz Rust, das Falck Auto-
gramme-schreibend im Fahrzeug in-
mitten einer Zuschauermenge zeigt. Sie 
trug dabei ein gelbes Kostüm aus ihrer 
Olympia-Ausstattung. Verständlicher-
weise musste sie immer wieder die von 
ihr gewonnene Goldmedaille zeigen. 
Auf der Freitreppe des Rathauses hatten 
sich dann fast alle Ratsmitglieder einge-
funden, zudem VW-Vorstandsmitglied 
Horst Backsmann, die Dezernenten der 
Stadtverwaltung mit Oberstadtdirektor 
Günter Balk an der Spitze und die Ver-
einsführung des VfL Wolfsburg. Die Be-
grüßungsrede von Oberbürgermeister 
Dr. Volkmar Köhler wurde immer wie-
der durch den frenetischen Jubel der 
versammelten Menschenmenge unter-
brochen.

Dr. Köhler berichtete, der Rat der 
Stadt habe in einer Sondersitzung kurz 
vor der Ehrung beschlossen, den erfolg-
reichen Olympiateilnehmern Stadtpla-
ketten zu verleihen. Die Goldene Stadt-
plakette erhielten Hildegard Falck und 
Klaus Glahn, die Silberne Stadtplaket-
te bekam Horst Beyer; Hans Mayr und 
Hans-Joachim Geisler wurden mit der 
Bronzenen Stadtplakette ausgezeichnet. 
In seiner Laudatio hob der Oberbür-
germeister hervor, dass die Olympia-
teilnehmer der Jugend als Vorbild Im-
pulse gegeben hätten. Ihr Erfolg sei ein 
Lohn für alle, die den Sport lieben und 
ihn fördern. Als Sprecher der Geehrten 
betonte Klaus Glahn, „wir werden alles 
tun, um auch in der Zukunft erfolgreich 
zu sein“. Auf Kosten der Stadt erhielten 
die Sportler sodann Reisegutscheine für 
mehrere Wochen Urlaub an einem Ort 
ihrer Wahl. Auch die französische Part-
nerstadt Marignane lud Falck und Glahn 
zu einem Besuch ein. Alle fünf Geehr-
ten trugen sich in das Goldene Buch der 
Stadt ein. Zum Abschluss der Veranstal-
tung lud die Stadt zu einem Bankett im 
Gartensaal von Schloss Wolfsburg. Bei 
einer späteren vereinsinternen Ehrung 
erhielten Hildegard Falck, Klaus Glahn 
und Horst Beyer die Ehrenmitglied-
schaft des VfL Wolfsburg.

Auch bei folgenden Olympischen Spie-
len erreichten Wolfsburger Sportler her-
ausragende Erfolge. So gewann zum Bei-
spiel der Fechter Erk Sens-Gorius 1976 
in Montreal die Goldmedaille, genauso 
wie der Judoka Frank Wienecke 1984 in 
Los Angeles.

Ein Brief der Krankenkasse, ein offizielles 
Schreiben der Versicherung oder Behörde 
– wer kennt es nicht? In bisweilen unver-
ständlicher Sprache wird der Betreffende 
dazu aufgefordert, weitere Unterlagen 
einzureichen oder neue Regelungen zur 
Kenntnis zu nehmen. Da sind Missver-
ständnisse an der Tagesordnung. Um die 
Schwierigkeiten der Menschen mit dem 
‚Amtsdeutsch‘ zu mildern, gab es in der 
Vergangenheit einige Initiativen – auch 
seitens der Stadt Wolfsburg. Unverständ-
liche Formulierungen und wenig mitfüh-
lende Passagen sollten schon vor vielen 
Jahrzehnten der Vergangenheit angehö-
ren. Von diesem Vorhaben und dem Be-
mühen der Stadt, Ton und Sprache ihrer 
Schreiben an Privatpersonen zu über-
arbeiten, zeugt unsere Archivalie des Mo-
nats Juni. Dabei handelt es sich um einen 
Briefentwurf zum Thema „Höflichkeit im 
Schriftverkehr“ vom 27. Juni 1961, in dem 
neue Richtlinien für den Schriftverkehr 
mit Privatpersonen festgelegt werden. Bis 
diese schließlich in den Dienstlichen Mit-
teilungen der Stadt Wolfsburg erscheinen 
konnten, sollte jedoch noch nahezu ein 
halbes Jahr vergehen.

Ausgelöst durch Beschwerden des Kul-
turrings, des Oberbürgermeisters Dr. 
Uwe-Jens Nissen sowie weiterer Perso-
nen über unhöfliche Formulierungen in 
städtischen Schreiben, erbat sich Ober-
stadtdirektor Dr. Wolfgang Hesse bereits 
am 7. Dezember 1960 Vorschläge für eine 
adäquatere Form der Kommunikation. 
Diese sollen allerdings nur den Schrift-
verkehr mit Privatpersonen, nicht aber 
den mit Behörden betreffen. Es folgt eine 
Anfrage bei der Gesellschaft für Deut-

sche Sprache (DfdS) in Lüneburg, in der 
sich der Verwaltungsrat Josef Wewer im 
Auftrag des Oberstadtdirektors nach der 
Reihenfolge von Betreff und Anrede so-
wie einer geeigneten Schlussformel neben 
dem bereits üblichen, allerdings als un-
schön empfundenen „Hochachtungsvoll 
– Der Oberstadtdirektor – im Auftra-
ge“ erkundigte. Die Antwort ließ nahe-
zu einen Monat auf sich warten. Als sie 
schließlich am 10. Januar 1961 in Wolfs-
burg eintraf, sollten von ihr neue Impul-
se in der städtischen Kommunikation 
ausgehen. Nachdem zunächst die Frage 
nach der Reihenfolge Klärung fand – in 
einem Brief sollte stets der Betreff vor der 
Anrede stehen – folgten Vorschläge für 
eine geeignete Schlussformel. Anstelle 
des bisherigen „Hochachtungsvoll“, das 
von der Gesellschaft für Deutsche Sprache 
ebenfalls für „kühl und abstandhaltend“ 
befunden wurde, empfahl diese „Mit 
freundlichem Gruß“ für Privatpersonen 
sowie „Mit vorzüglicher Hochachtung“ 
für Ministerien und höherstehende Emp-
fängerinnen und Empfänger. Kurioser-
weise hielt sich die DfdS am Ende ihres 
Schreibens selbst nicht an die eben unter-
breiteten Vorschläge, ging doch der Un-
terschrift ein „Mit freundlichem Gruß“ 
voraus. Wie sich aus einem Vermerk 
entnehmen lässt, kamen sogleich erste 
Vorbehalte gegenüber den vorgeschlage-
nen Formulierungen auf. So erschien die 
vorgeschlagene Schlussformel für Fir-
men oder „juristische Personen“ als zu 
persönlich, weshalb angeraten wurde, sie 
lediglich in Bezug auf Bekannte zu ver-
wenden. Zwei Wochen darauf folgte ein 
weiterer Vermerk mit der Bitte, die Frage 

nach einem höflicheren Sprachgebrauch 
in die nächste Amtsleiterbesprechung 
aufzunehmen. Daneben nannte der Ver-
merk fünf Aspekte, die für eine veränder-
te Kommunikation mit den Bürgerinnen 
und Bürgern sprachen, so etwa die Ver-
mutung, eine höflichere Ausdrucksweise 
würde dem Ansehen der Stadt Wolfsburg 
zugutekommen und sich unter Umstän-
den auch in Antwortschreiben nieder-
schlagen. Auch „unangenehme Dinge“ 
könnten wohlfeil formuliert verbindli-
cher vermittelt werden. Die Aufzählung 
endete mit dem entschiedenen Hinweis: 
„Die deutsche Sprache ist eine lebendige 
Sprache.“

Unter den Teilnehmern der am 3. Mai 
1961 stattfindenden Amtsleiterbespre-
chung herrschte denn auch weitgehende 
Einigkeit darüber, die Höflichkeitsfor-
meln anzuwenden. Zugleich sprachen sie 
sich für die Verwendung der „Ich-Form“ 
aus. Die Suche nach einer geeigneten 
Schlussformel war jedoch noch nicht an 
ihr Ende gelangt. Vielmehr warf man 
einen interessierten Blick auf die Kom-
munikation anderer Städte, so etwa nach 
Berlin. So hatte der Berliner Stadtkämme-
rer Dr. Georg Heinrich Lange in der Zeit-
schrift Das Rathaus einen Artikel zum 
Thema „Höflichkeit gegen den Bürger“ 
veröffentlicht, der mit Interesse gelesen 
wurde – das bezeugen zahlreiche Unter-
streichungen. Auch außerhalb der Wolfs-
burger Stadtgrenzen schien das Thema zu 
dieser Zeit kontrovers diskutiert worden 
zu sein.

In Wolfsburg folgte schließlich im Juni 
der oben erwähnte Entwurf mit den 
Richtlinien zur Aufnahme in den Dienst-
lichen Mitteilungen. Darin einigten sich 
die Entscheidungsträger letztlich auf drei 
möglichen Formulierungen: „Mit vorzüg-
licher Hochachtung“, „Hochachtungsvoll“ 
und „Mit freundlichem Gruß“, denen je-
weils der Zusatz „Der Oberstadtdirektor“ 
folgen sollte, um dessen Verantwortlich-
keit für die Verwaltung klarzustellen und 
Missverständnisse zu vermeiden. Dane-
ben fanden auch einige Formulierungen 
aus dem Artikel des Berliner Stadtkäm-
merers Aufnahme in die Wolfsburger 
Richtlinien, so etwa der Hinweis, von 
Übertreibungen und leeren Redewen-
dungen abzusehen, oder Formulierungen 
wie „ersuchen“ oder „anordnen“ durch 
ein freundlicheres „bitten“ zu ersetzten. 
Zudem sollten Schreiben möglichst mit 
einem verbindlichen Schluss beendet 
werden. Wenn auch klar war, dass von 
den Richtlinien nicht immer in gleichem 
Maße Gebrauch gemacht werden könne, 
sollten die Angestellten sie doch weitest-
gehend umsetzen. Die Richtlinien schlos-
sen ihrerseits mit dem vielsagenden Hin-
weis: „Die Verwaltung vergibt sich auch 
nichts, wenn sie sich wegen eines unter-
laufenen Irrtums oder bei verspäteter Er-
ledigung einer Sache in geeigneter Form 
entschuldigt.“

Mit diesem Entwurf war die Thematik 
jedoch noch lange nicht abgeschlossen. 
Fast fünf Jahre später, am 10. März 1966, 
wurde in einer Dezernentenbesprechung 
entschieden, Grußformeln könnten von 
nun an nach eigenem Ermessen ausge-
wählt, wobei die Schlussformel „Hoch-
achtungsvoll“ aufgrund ihres schlechten 
Klangs vermieden werden sollte. Weitere 
zwei Jahre später findet sich in der Akte 
ein Auszug aus der 192. Sitzung des Deut-
schen Bundestages vom 24. Oktober 1968, 
indem die Forderung formuliert wird, 
in öffentlichen Schreiben eine Anrede-
form zu wählen, die Männer und Frau-
en gleichermaßen mit einschließt, um so 
die lange Zeit sprachlich ausgeblendeten 
Frauen ebenfalls direkt anzusprechen – 
ein Thema, das bis heute nicht an Aktua-
lität eingebüßt hat.

VON JOHANNA SPEIKAMP

AdM 6/2020
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verbindliche Sprache im Schriftverkehr

Vermerk aus dem Hauptamt vom 27. Juni 1961, StadtA WOB, HA 150
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„Können Sie aus Ihrer Erinnerung sagen, 
daß hier damals in dieser Stadt, die man 
doch so häufig als Nazi-Stadt bezeichne-
te, sehr viel parteipolitische Aktivität war, 
also viel Veranstaltungen, Umzüge und 
dergleichen gemacht wurden“?,1 fragte 
der damalige Stadtarchivar Wolfsburgs, 
Bernhard Gericke, in einem erinnerungs-
geschichtlichen Interview Berta Nientit, 
eine frühere Mitarbeiterin des städtischen 
Einwohnermeldeamtes. Diese musste ver-
neinen: „Auf keinen Fall mehr als an an-
deren Orten. Gerade hier waren doch alle 
mit der harten Arbeit im Werk oder mit 
der ebenso anstrengenden Aufbauarbeit 
in der Stadt voll beschäftigt.“

Gericke hatte Nientit für das Interview 
– unsere Archivalie des Monats Juli –, das 
er am 3. Dezember 1969 mit ihr führte, 
ausgewählt, um sie über die Anfänge der 
Stadtverwaltung zu befragen. Der Stadt-
archivar beteuerte Nientit gegenüber, die 
während des Zweiten Weltkrieges auch als 
Schreibkraft des örtlichen BdM sowie der 
NSDAP-Ortsgruppe Wellekamp-Nord tä-
tig war, das auf Tonband aufgezeichnete 
Gespräch würde zwar im Stadtarchiv Auf-
nahme finden, aber zunächst unter Ver-
schluss bleiben. Möglicherweise sollte es 
mit weiteren Interviews als Quellenbasis 
einer zukünftig zu schreibenden Stadt-
chronik dienen. Eine Analyse der Inter-
views hat allerdings ergeben,2 dass Geri-
cke anhand der Interviews versuchte, ein 
spezifisches Geschichtsbild zu konstruie-
ren und seiner rechtsgerichteten Weltan-
schauung mithilfe der selbst produzierten 
Quellen Legitimation zu verschaffen. In 
den insgesamt 67 Gesprächen, die Geri-
cke ab 1966 führte, werden zahlreiche Ab-
schnitte der NS-Geschichte der „Stadt des 
KdF-Wagens“ beleuchtet – dies jedoch 
durchweg aus einer nicht anders als rechts 
zu verortenden Perspektive. Im Interview 
mit Berta Nientit versuchte Gericke ei-
nen vermeintlichen Mythos zu wiederle-
gen: den der „Stadt des KdF-Wagens“ als 
NS-Musterstadt, in die allein überzeugte 
Nationalsozialisten gezogen seien. Denn 

Gericke hielt diese Deutung offenbar für 
eine nachträglich konstruierte Zuschrei-
bung seitens der alliierten Siegermäch-
te. In seiner eigenen Vorstellung war die 
„Stadt des KdF-Wagens“ alles andere als 
eine Musterstadt. Für diese Lesart suchte 
Gericke nach Belegen – die damalige Be-
völkerungszusammensetzung sollte ein 
solcher sein. Die dafür notwendigen Be-
weise, so hat es den Anschein, sollte ihm 
Berta Nienit im Gespräch zuspielen.

Sprechen der damalige Stadtarchivar 
und seine Interviewpartnerin zwar auch 
über ihre Erfahrungen innerhalb der Ver-
waltung der „Stadt des KdF-Wagens“ so-
wie der frühen Nachkriegszeit, so bildet 
den Abschluss des Gespräches doch ein 
anderes Thema. Denn als Nientit erzählt, 
sie habe im Polizeiamt die Strafkartei ge-
führt, wurde Gericke hellhörig; das Inter-
view nimmt im weiteren Verlauf die Form 
eines Verhörs an: „Gut, daß Sie darauf 
kommen. Häufig sagt man doch – mehr 
oder weniger scherzhaft – das durch-
schnittliche Maß an Vorstrafen war bei 
der Bevölkerung der KdF-Stadt eindeutig 
höher als anderswo. Können Sie das be-
stätigen?“ Nientit konnte: „45%“ seien bei 
ihrer Ankunft vorbestraft gewesen. Die 
Aussage spielte dem Archivar insofern 
in die Karten, als er ganz offenbar darum 
bestrebt war, nachzuweisen, wie wenig 
die tatsächliche Bevölkerung mit der ver-
meintlich mustergültigen Stadtplanung 
korrespondierte. „Würden Sie nun sagen“, 
insistierte Gericke, „daß man vielleicht 
auch politische Gegner des damaligen Sys-
tems nach hier abgeschoben hat aus an-

deren Teilen des Reichs?“ Hierauf musste 
die vermeintliche ‚Zeugin‘ Nientit vernei-
nen, sollten doch „gerade die Garanten 
des Systems kommen“. Übereinkommend 
hielten Gericke und seine Interviewpart-
nerin dennoch fest, die Neuankömmlin-
ge seien überdurchschnittlich „kriminell“ 
vorbelastet gewesen. Damit zeigte sich 
dann auch Gericke zufrieden, sah er 
doch als Folge seiner Befragung bestä-
tigt, „was man so vielfach an Gerücht[en] 
hört“. Damit zeigt sich auch in diesem 
Interview ein wiederkehrendes Merkmal 
seiner Interviewführung. Er nutzte seine 
Gespräche immer wieder, um sich seine 
eigenen Erfahrungen und Thesen in den 
Interviews bestätigen zu lassen.

„Man kann also nicht sagen, daß die 
damalige Bevölkerung im ganzen [sic!] 
und im Durchschnitt eine positive Aus-
lese gewesen ist. Aber das muß ergänzend 
gesagt werden: Die Beamten, die hierher 
kamen, und auch die Angestellten der 
neuen Verwaltung, die stellten zweifellos 
eine positive Auslese dar. Ich selbst habe 
in der Zeit, in der ich Ratsherr war, 1949, 
an der damals gesetzlich geforderten all-
gemeinen Überprüfung des Personals der 
Stadtverwaltung mitgewirkt, und wir ha-
ben, angefangen von der obersten Spitze, 
nicht einen einzigen Beamten gefunden, 
der nicht seine ordnungsgemäße Aus-
bildung und seine Laufbahnüberprüfung 
gehabt hätte. Niemand hat damals hier 
seine Stellung oder seine Beamteneigen-
schaft aufgrund einer politischen Verbin-
dung mit der NSDAP, etwa als sog. ‚alter 
Kämpfer‘ bekommen.“

1	 Hier und im Folgenden StadtA WOB, 
EB 4, Interview mit Berta Nientit vom 3. Dezem-
ber 1969.
2	 „Die ‚Erlebnisberichte‘ des ersten 
Wolfsburger Stadtarchivars Bernhard Gericke als 
Zeugnisse seiner Demokratiefeindlichkeit. Maik 
Ullmann im Interview“, in: Das Archiv. Zeitung 
für Wolfsburg Stadtgeschichte, Jg. 5 (Mai 2020), 
Nr. 17, S. 12f.
3	 StadtA WOB, EB 4, Interview mit Josef 
Wewer vom 22. Mai 1968.
4	 Hans Mommsen/Manfred Grieger, Das 
Volkswagenwerk und seine Arbeiter im Dritten 
Reich. Düsseldorf 1996, S. 227–249.
5	 StadtA WOB, EB 1, Interview mit Kurt 
Hofer vom 19. Februar 1969.

Laut Gericke waren es demnach einerseits 
Menschen, die gegen das Gesetz verstoßen 
hatten, sowie politisch unbelastete Beamte 
andererseits, die den Kern der damaligen 
städtischen Bevölkerung bildeten. Dass 
ihm ein Jahr zuvor Josef Wewer, einstiger 
Stadtoberinspektor der „Stadt des KdF-
Wagens“, im Interview berichtet hatte, es 
seien nur wenige zur Arbeit bei Volkswa-
gen in die Stadt gekommen, die ein länge-
res Strafregister vorzuweisen gehabt hat-
ten, störte ihn offenbar nicht weiter.3 Auch 
die Historiker Hans Mommsen und Man-
fred Grieger zeigen in ihrer Studie über die 
Arbeitskräfte des Volkswagenwerkes im 
„Dritten Reich“, wie sehr die verantwort-
lichen Personaler schon bei der Auswahl 
der Auszubildenden auf einen ideologisch 
einwandfreien Charakter achtgegeben 
hätten.4 Dass zu den sogenannten „Pio-
nieren“ der Stadtgründungsjahre vielfach 
auch langjährige wie linientreue Natio-
nalsozialisten zählten, die innerhalb der 
Partei und des Regimes Karriere gemacht 
hatten, hätte ihm über seine Zeitzeugen-
gespräche eigentlich bekannt sein müssen, 
führte er doch solche unter anderem mit 
Werner Steinecke (Mitglied der NSDAP 
seit 1926, zweiter Bürgermeister der „Stadt 
des KdF-Wagens“) oder Robert Bartels 
(SS-Obersturmführer, Betriebsinspektor 
der Reichswerke „Hermann-Göring“).5 
So zeigt sich, wie sehr Gericke darum be-
müht war, Geschichte zu konstruieren – 
und eben nicht zu rekonstruieren.

VON MAIK ULLMANN
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Bernhard Gericke 
und die Pioniere

der „Stadt des KdF-Wagens“

Interview mit Berta Nientif vom 3. Dezember 1969, StadtA WOB, EB 4
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In den fünfzig Jahren seiner Existenz 
förderte der Berliner Club Wolfsburg e.V. 
das gesellschaftliche Leben in der Stadt 
nicht unerheblich und unterstützte zahl-
reiche soziale Projekte in der damals 
noch ehemaligen Hauptstadt. Aus der 
Taufe gehoben wurde er in der Grün-
dungsversammlung vom 20. März 1950 
von etwa 40 gebürtigen Berlinern im 
Parkhotel Steimker Berg. Der gewählte 
1. Vorsitzende des Berliner Clubs, Berg-
mann, sah dessen Hauptaufgabe in der 
Geselligkeit und Unterhaltung sowie der 
Pflege alter Berliner Sitten und Gebräu-
che. Der Vereinsvorstand schätzte, dass 
in Wolfsburg und Umgebung seinerzeit 
etwa 2.000 Berliner Familien lebten, die 
überwiegend nach der deutschen Tei-
lung in den Westen übergesiedelt seien. 
Geplant wurde unter anderem die Ver-
anstaltung eines jährlich zu wiederho-
lenden Berliner Pfingstkonzertes, das 
zum festen Bestandteil des Berliner Clubs 
Wolfsburg e.V. wurde. In späteren Jahren 
wechselten sich dabei das VW-Werks-
orchester und das Orchester der Stadt-
werke ab. Diskussionen gab es gleich zu 
Beginn um die Frage, ob sich der Club 
der Landsmannschaft der Berliner und 
Brandenburger anschließen sollte, doch 
wurde die Entscheidungsfindung auf die 
kommende Zusammenkunft Anfang Ap-
ril des Jahres verschoben. Damals spra-
chen sich die Mitglieder gegen einen 
Anschluss aus, da mit dem Club explizit 
keine politischen Ziele verfolgt werden 
sollten. Auch sah man sich nicht als Ver-
treter der Kriegsgeschädigten. Darüber 
hinaus beantragte der Verein die Eintra-
gung in das Vereinsregister beim Amts-
gericht. Unter dem Motto „Ein bunter 
Abend in Rixdorf “ fand sodann die erste 
größere Vereinsveranstaltung am 29. Ap-
ril 1950 im Hotel Steimker Berg statt. Gut 
besucht war auch die Jahreshauptver-
sammlung des Berliner Clubs am 16. Ja-
nuar 1951 im Vereinszimmer der Wolter-

schen Gastwirtschaft in Hesslingen, die 
den Volksschulrektor Walter Schley zum 
neuen 1. Vorsitzenden wählte. Künftiges 
Club- und Vereinslokal wurde von da 
an die Gaststätte Noack am Eingang der 
Porschestraße. Um die Mitte der 1950er 
Jahre formulierte der Berliner Club das 
Ziel, eine stärkere Öffentlichkeitsarbeit 
als bisher zu betreiben, um weitere ehe-
malige Berlinerinnen und Berliner an 
sich zu binden.

Der erste größere Veranstaltungsblock 
fand aus Anlass des zehnjährigen Be-
stehens im Jahre 1960 mit einer „Berlin-
Woche“ statt, die mit dem Berliner Re-
gierenden Bürgermeister Willy Brandt 
auch prominenten Besuch hatte. Als 
Archivalie des Monats dient ein Artikel 
aus der Wolfsburger Allgemeinen Zeitung 
vom 29. März 1960, der einen Veranstal-
tungsüberblick bietet. Zum Auftakt der 
„Berlin-Woche“ traten am 2. April 1960 
die Schöneberger Sängerknaben auf. Auf 
der gleichen Veranstaltung referierte 
auch der Chefredakteur der Berliner Zei-
tung Telegraf, Arno Scholz, als Abgesand-
ter des Präsidiums im Bund der Berliner 
und Vertreter des Präsidiums Unteilba-
res Deutschland. Am Folgetag wurde ein 
Berliner Meilenstein als Symbol der Ver-
bindung Wolfsburgs mit Berlin enthüllt. 
Angesichts der rund 130 Akteure, dar-
unter Vortragende, Diskussionsteilneh-
mer, Abgeordnete, Sportler, Chormit-
glieder und Kabarettisten, fragte sich die 
lokale Presse, wie viele Original-Berliner 
wohl an der Veranstaltungsserie teilneh-

men würden. Fest stand jedenfalls, dass 
das Thema Berlin „in den kommenden 
Tagen für jeden, der Augen und Ohren 
für die brennendste Frage der nächsten 
Zukunft hat, überall zu vernehmen“ sein 
werde. Ein bei den Stadtwerken ein-
gesetzter doppelstöckiger Berliner Bus 
rollte sodann als „lebendiges Ausrufe-
zeichen“ während der „Berlin-Woche“ 
durch die Stadt.

Deren absoluter Höhepunkt war aller-
dings der Besuch des Berliner Regieren-
den Bürgermeisters Willy Brandt, der in 
Wolfsburg von der Bevölkerung äußerst 
herzlich begrüßt wurde. Die Stadtspit-
ze mit  Oberbürgermeister  Dr. Uwe-
Jens Nissen und Oberstadtdirektor Dr. 
Wolfgang Hesse empfing ihn aus Rich-
tung Nordsteimke kommend mit einer 
Wagenkolonne am Rande der Siedlung 
Steimker Berg. Über die Innenstadtstra-
ßen fuhr Brandt zunächst zum Volks-
wagenwerk, wo ihn Generaldirektor 
Heinrich Nordhoff durch die Produk-
tionsanlagen führte, und später zu einer 
Kundgebung zum Rathausplatz. Ober-
bürgermeister Dr. Nissen wandte sich 
dort mit bewegten Worten an Brandt und 
„legte im Namen aller Wolfsburger ein 
Treuebekenntnis für Berlin ab“ (Wolfs-
burger Allgemeine Zeitung vom 6. April 
1960). Vor rund 7.000 Zuhörerinnen 
und Zuhörern forderte Brandt sodann 
in einer oft vom Beifall unterbrochenen 
Rede einen gesamtdeutschen Friedens-
vertrag und das Recht auf Selbstbestim-
mung seiner Stadt. Die „Berlin-Woche“ 

klang mit einer Sitzung des Rates der 
Stadt, an der Mitglieder des Berliner Ab-
geordnetenhauses teilnahmen, und mit 
einem „Bunten Berliner Abend“ aus. Der 
Präsident des Berliner Abgeordneten-
hauses, Wolfram Müllerburg, lobte in 
einem in den Wolfsburger Nachrichten 
vom 9. April 1960 geäußerten Fazit die 
Wolfsburger „Berlin-Woche“: Sie sei „in 
der früheren Reichshauptstadt mit gro-
ßer Dankbarkeit begrüßt worden. Die 
Bevölkerung sehe darin ein Zeichen ech-
ter Verbundenheit mit den Bewohnern 
der Bundesrepublik.“

Die „Berlin-Woche“ sollte später  an-
lässlich ‚runder‘ Jubiläen des Berliner 
Clubs eine Wiederholung finden, so-
dass sich neben Willy Brandt auch wei-
tere Regierende Bürgermeister Berlins 
wie Klaus Schütz oder Dietrich Stobbe 
in der Volkswagenstadt in das Goldene 
Buch der Stadt eintrugen. Auch sammel-
ten die Mitglieder des Clubs während 
verschiedenster Veranstaltungen Geld 
zur Unterstützung des Hilfswerkes Berlin. 
Er war Motor vieler Wolfsburger Hilfs- 
und Unterstützungsaktionen für vorwie-
gend hilfsbedürftige Berliner Kinder und 
Senioren. 

Im Jahr 2000 sah der Clubvorstand 
seine selbstgestellten Aufgaben nach der 
damals auch schon zehn Jahre zurücklie-
genden vollendeten Deutschen Einheit 
weitgehend als erfüllt an. Die Berliner 
lebten nicht mehr auf einer „Insel“, son-
dern als Bewohner der Bundeshaupt-
stadt in der Mitte des Landes. Nach der 
daraufhin beschlossenen Auflösung des 
Berliner Clubs Wolfsburg e.V. empfing 
Oberbürgermeisterin Ingrid Eckel am 
22. August 2000 mit dem ersten Vorsit-
zenden Klaus Heyer an der Spitze den 
Vereinsvorstand und sprach ihm ihren 
Dank für die vielfältigen Aktivitäten des 
Clubs aus. In seiner Erwiderung beton-
te Heyer: „Wir waren der Brückenkopf 
nach Berlin.“

VON WERNER STRAUß
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Die Berlin-Woche des Berliner 
Clubs Wolfsburg 1960

Der Berliner Club feiert das 25-jährige Stadtjubiläum, Foto: Willi Luther Artikel aus der Wolfsburger Allgemeinen Zeitung vom 29. März 1960, StadtA WOB, HA 2781
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Wie kaum eine andere Stadt der Bundes- 
republik ist Wolfsburg von Migration 
geprägt. Doch sind die Geschichten der 
meisten Zuwanderungsgruppen, ob aus 
Portugal oder Polen, Russland, Brasilien 
oder Togo, bislang noch nicht erzählt 
worden. Innerhalb dieses Bandes wird 
eine Auswahl individueller Zuwande- 
rungsgeschichten präsentiert, und dies 
anhand von Objekten, die als Stellvertre- 
ter fungieren – als Stellvertreter für eine 
Heimat, die freiwillig oder erzwungen 
zurückgelassen wurde. Sie führen die 
Menschen an ihre Heimat zurück, ma-

chen ihre Erinnerungen greifbar. Dabei 
stammen die präsentierten Gegenstän- 
de aus den unterschiedlichsten Ländern 
und Kontinenten: von Belgien, Däne- 
mark und Serbien in Europa, Kenia, 
Ruanda und Simbabwe in Afrika, dem 
Irak, Israel und Syrien auf der arabischen 
Halbinsel, Indien und Iran im Mittleren 
Osten über China, Japan und Usbekistan 
in Asien bis hin zu Argentinien, Brasi- 
lien, der Dominikanischen Republik, 
Mexiko und den USA in Süd-, Mittel-, 
und Nordamerika. Wer diese Objektge- 
schichten liest, begibt sich auf eine ding-

liche Entdeckungsreise in die Zuwande- 
rungsgeschichte Wolfsburgs und zurück 
in die Welt.

Abgerundet wird der Band durch drei 
geschichtswissenschaftliche Texte zur 
Flüchtlingspolitik in der Wirtschafts- 
wunderstadt (Frank Wolff), zu bina- 
tionalen Eheschließungen in Wolfsburg 
(Christoph Lorke) und den frühen Ex- 
perimenten kommunaler Integrations- 
politik in der Volkswagenstadt (Michael 
Siems) sowie dreier Interviews mit Kon- 
rad Schmidt-Ott, Betty Rannenberg und 
Sylvia Cultus, die maßgeblich am Aufbau 

und der Weiterentwicklung der Organe 
der kommunalen Integrationspolitik der 
Stadt Wolfsburg beteiligt waren.

Alexander Kraus/Aleksandar Nedel-
kovski (Hg.), Mitgebracht. Eine Zuwan-

derungsgeschichte Wolfsburgs. 
ecrivir Verlag, Hannover 2020; 303 S., 

zahlreiche farbige Abbildungen. 
Ladenpreis: 19,95 Euro 

Das Buch kann im IZS, in der Kultur-
info und über den Buchhandel 

käuflich erworben werden.
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Dass sich Wolfsburg, erst 1938 von den 
Nationalsozialisten als „Stadt des KDF-
Wagens bei Fallersleben“ gegründet, ab 
den späten 1950er Jahren auch kultur-
politisch von den allgegenwärtigen Zu-
schreibungen ,Plan-‘ respektive ,Bara-
ckenstadt‘ zu lösen suchte, spiegelt sich 
selbst in mikrohistorischen Vorgängen 
aus dem Schul- und Kulturausschuss 
wider. Wurden die Wolfsburger Volks-
schulen nach jeweiliger Gründung zu-
nächst noch ganz pragmatisch – im Stile 
einer Planstadt – mit römischen Ziffern 
durchnummeriert, begannen die Ver-
antwortlichen nun schrittweise mit der 
nachträglichen Umbenennung. In der 
Vorlage Nr. 69 zur 12. Sitzung des Schul- 
und Kulturausschusses vom 12. Novem-
ber 1957 wurde etwa die Namensgebung 
der Volksschule I zur Diskussion gestellt. 
Sie solle zukünftig, so der Vorschlag des 
Schulleiters Gerhard Rahn, als „Her-
mann-Löns-Schule“ bezeichnet werden. 
Das Protokoll der Sitzung, unsere Ar-
chivalie des Monats September, verrät, 
dass diese Empfehlung für teils hitzige 
Diskussionen sorgte. Denn Ratsherrin 
Elisabeth Hesse (SPD) und Ratsherr 
Wolfgang Rähmer (SPD) sorgten sich 
um das „politische Ansehen der Stadt“, 
könne doch der Vorgang „als eine Um-
benennung […] aus politischen Grün-
den ausgelegt werden“. Doch was war an 
jenem Natur- und Heimatdichter so be-
unruhigend?

Hinter den hier verklausulierten „po-
litischen Gründen“ verbirgt sich, so ist 
zu vermuten, die Vereinnahmung des 
,Heide-Dichters‘ durch die Nationalso-
zialisten – gegen die sich der Schriftstel-
ler und Journalist allerdings nicht hatte 
wehren können. Denn der 1866 gebore-
ne Löns, der sich unmittelbar nach Be-
ginn des Ersten Weltkrieges als Freiwil-
liger gemeldet hatte, verstarb bereits im 

zweiten Kriegsmonat in der sogenannten 
,Schlacht an der Marne‘.1 Dieser ,Solda-
tentod‘, verbunden mit einem Werk, das 
neben Gedichten und Naturerzählungen 
ebenso Texte umfasst, die der ,Blut- und 
Bodenromantik‘ zugeordnet werden 
können, kam der nationalsozialistischen 
Kulturpolitik durchaus gelegen: Dafür 
rückten sie den ,Kämpfer‘ Hermann 
Löns in den Mittelpunkt, den ,Reich-
erziehungsminister‘ Bernhard Rust zu 
einem „Prophet[en] des dritten Reiches“ 
stilisierte.2 In der Tat vertrat der Dichter 

eine rassistisch-esoterische Ideologie: 
„Wir wollen verhindern, dass der große 
Volksgesundungsbrunnen verschüttet, 
das heilige Seelenbad verunreinigt wer-
de. Weil wir wissen, dass Naturschutz 
gleichbedeutend ist mit Rasseschutz.“3

Während sein Matrosen- oder auch En-
gellandlied zur Hymne der Bombenan-
griffe auf England 1940 stilisierte wurde, 
wurde der Roman Der Wehrwolf zur fa-
tal-programmatischen Pflichtlektüre für 
junge Flakhelfer: „Was für Völker jetzt 
im Lande herumstromen! Eine Schande 

ist es, daß da nichts getan wird!“ – „Slah 
doot, slah doot, all doot, all doot, all 
dooot!“ (Schlagt sie tot, alle tot).4 Nun 
schrieb Löns, der darüber hinaus chau-
vinistische und antisemitische Ansichten 
vertrat,5 eben auch das berühmte Heide-
lied, was zurück zur Stadt „zwischen 
Harz und Heide“ führt, genauer in die 
Sitzung des Schul- und Kulturausschus-
ses.

Denn nachdem die Ausschussmitglie-
der Hesse und Rähmer mit der Benen-
nung nach Heinrich Heine einen sowohl 
namhafteren als auch ideologisch völlig 
gegensätzlich codierten Vorschlag zur 
Diskussion gestellt hatten, erwiderte der 
ebenfalls anwesende Rektor Rahn der 
Volksschule I, „daß der Dichter Hermann 
Löns für die Volksschule mehr bedeute als 
der Dichter Heinrich Heine“. Insbeson-
dere seine Lieder über die Heide stünden 
den Volksschulen viel näher, führte er 
aus. Flankiert wurde Rahn dabei – wenn 
auch mit einem anachronistischen Ar-
gument – von Ratsherr Walter Klepsch: 
Jener hielt eine „politische Deutung […] 
für nicht gerechtfertigt. Hermann Löns 
war kein Nationalsozialist, wenn auch 
sein Name im Dritten Reich mißbraucht 
worden sei.“ Augenscheinlich fanden sie 
mit diesen Positionen bei den weiteren 
Mitgliederinnen und Mitgliedern des 
Schul- und Kulturausschusses Gehör, be-
schloss dieser doch „gegen 2 Stimmen“ 
den Namen „Hermann-Löns-Schule“ 
dem Verwaltungsausschuss als Empfeh-
lung vorzulegen.

Allerdings schien auch dem Verwal-
tungsausschuss der Namensvorschlag als 
zu heikel, womöglich ebenfalls vor dem 
Hintergrund der „politischen Gründe“, 
ohne, dass diese konkret benannt wor-
den wären. Denn dort sprach man sich 
sowohl gegen Hermann Löns als auch 
Heinrich Heine aus; eine neutrale Be-

VON FABIAN KÖSTER
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„gegen 2 Stimmen“
Wie aus der Volksschule I die Hermann-Löns-Schule wurde

Kurz vor Unterrichtsbeginn, Foto: Willi Luther

Grundschüler auf dem Weg in die Hermann-Löns-Schule, Foto: Willi Luther
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zeichnung sei vorzuziehen und eine er-
neute Beratung darüber notwendig.6 
Diese Entscheidung wiederum hatte eine 
ausführliche Stellungnahme seitens der 
Volksschule I zur Folge, in der sich 22 
Lehrkräfte samt Elternschaft geschlossen 
für eine Umbenennung in „Hermann-
Löns-Schule“ aussprachen: „Die volks-
tümlich geschriebenen Bücher von Löns 
können auch Volksschüler lesen und ver-
stehen […].“7 Hier findet sich nicht nur 
ein Hinweis auf die Unterschätzung der 
eigenen Schülerinnen und Schüler, son-
dern auch eine wohl unfreiwillige Ver-
ortung des ,Heidedichters‘ im Trivialen, 
dem Heinrich Heine dann als vermeint-
licher Vertreter der Hochkultur gegen-
überstünde. Auf den eigentlich zentralen 
Kritikpunkt – die Vereinnahmung durch 
die Nationalsozialisten – gingen die Ver-
fasser der schulischen Stellungnahme 
allerdings gar nicht erst ein. Diese Aus-
lassung steht beinah exemplarisch für 
die Löns-Rezeption nach dem Zweiten 
Weltkrieg, in der die umfassende Kriegs-
propaganda um den Dichter mit dem 
Ziel einer Romantisierung seines Werkes 
schlicht ausgeblendet wurde. 

Im Kontext der umfangreichen Dis-
kussionen erscheint der gefasste Be-
schluss in der nachfolgenden 17. Sit-
zung des Schul- und Kulturausschusses 
im Frühjahr 1958 dann beinahe banal. 
Nach einer kurzen Wiederholung al-
ler bekannten Argumente erfolgte eine 
Kopie der ursprünglichen Empfehlung 
– erneut „gegen 2 Stimmen“. Bemerkens-
wert erscheint dennoch ein Einwurf von 
Ratsherr Anton Piwczyk (CDU), der 
sich wohlgemerkt für die „Hermann-
Löns-Schule“ ausgesprochen hatte: Dies 
sei ein demokratischer Vorgang, den 
es zu respektieren gelte. Paradoxer-
weise offenbart dieser demokratisch 
gefasste Mehrheitsbeschluss das Sym-
ptom der bundesweiten Verdrängung 
der NS-Vergangenheit, was gerade im 
so offensichtlichen wie krassen Gegen-

satz Kosmopolit Heine versus Nationa-
list Löns deutlich wird. Während erste-
rer weit über seinen Tod hinaus gerade 
von Nationalisten antisemitisch ange-
feindet worden ist,8 lässt sich letzterer 
ebendiesem Lager zuordnen. Vor diesem 
Hintergrund erscheint das Argument 
der lokalen Nähe zur Lüneburger Heide 
als marginal.

So lässt sich am Beispiel der Namensge-
bung der Volksschule I, fortan Hermann-
Löns-Schule, im Kleinen aufzeigen, dass 
auch in Wolfsburg kulturpolitische Mo-
dernisierungstendenzen von rückwärts-
gewandten Entscheidungen flankiert 
worden sind. In den 1950er Jahren besaß 
die vielfach gelobte „Stadt von morgen“9 
bisweilen ein naives Verhältnis zum 
nicht allzu fernen Gestern.

In seinem Schreiben, das Dr. Wolfgang 
Hesse in seinem zweiten Dienstjahr als 
Wolfsburger Oberstadtdirektor an die 
Redaktion der Aller Zeitung richtete, 
benötige er nicht viele Worte, um sein 
Missfallen über die mediale Bericht-
erstattung zum Ausdruck zu bringen. 
Genau genommen begnügte er sich mit 
exakt zwei Sätzen, die auch in ihrer Kür-
ze zu zeigen vermögen, dass sich der 
Politiker durchaus subtil mit Worten zu 
wehren wusste. So fragte er einleitend, 
ob er denn die Aufmerksamkeit des ad-
ressierten Herrn Enke „auf einen Artikel 
Ihrer ‚Wolfsburger Allgemeinen‘ in der 
heutigen Ausgabe […] lenken“ dürfe1 – 
die in Gifhorn ansässige Zeitung hatte 
kurz nach ihrem Neustart auch die mit 
ihr verschwesterte Wolfsburger Allgemei-
ne Zeitung aus der Taufe gehoben. Hes-
ses auf den ersten Blick durchaus höflich 
formulierte Frage zeigt zunächst, wie 
schnell der Oberstadtdirektor reagier-
te, wenn er sich in falsches Licht gesetzt 
fühlte, verließ sein Schreiben doch noch 
am Tag der Veröffentlichung des Artikels 
sein Büro. Bei genauerer Betrachtung 
lässt sie jedoch bereits seinen Ärger an-
klingen, kann doch davon ausgegangen 
werden, dass sie eine allein rhetorische 
Frage war. Er glaube, so Hesse wei-
ter, dass im beanstandeten Artikel „die 
Grenzen des guten Geschmackes weit 
überschritten sind“. Die abschließende 
Grußformel „Mit vorzüglicher Hochach-
tung!“ darf nach einer solchen schallen-
den verbalen Ohrfeige mit gutem Grund 
als beißende Ironie gelesen werden. In 
einem betreffenden Vermerk aus dem 

Hauptamt konkretisierte ein Mitarbei-
ter, er habe gegenüber der Zeitung nicht 
nur das Missfallen Hesses zum Ausdruck 
gebracht, sondern darüber hinaus auch 
dargelegt, dass „es der Oberstadtdirektor 
in Zukunft ablehne, dem Verfasser die-
ses entstellten und von einem schlech-
ten Geschmack zeugenden Berichts In-
formationen über kommunalpolitische 
Vorgänge zu erteilen. Es sei bedauerlich, 
daß der Verlag einen solchen Bericht, 
der das Niveau der Zeitung gefährde, ab-
gedruckt habe.“2

Doch was genau störte Hesse an dem 
mit „Oberstadtdirektor als Fernsehstar“ 
überschriebenen Artikel derart, dass 
er am 19. Oktober 1954 seine Medien-
schelte, unsere Archivalie des Monats 
Oktober, in die Schreibmaschine tippen 
ließ? In jenen Herbsttagen war ein Fern-
sehteam des Nordwestdeutschen Rund-
funks für mehrere Wochen in der Stadt, 
um für die zweite Folge der Senderei-
he „Städtebilder“ ein Portrait über die 
Volkswagenstadt zu drehen. Sie sollte am 
17. November unter dem Titel „Wolfs-
burg – Stadt und Werk“ zur besten Sen-
dezeit ausgestrahlt werden, ging dann 
jedoch offenbar unter der markanteren 
Überschrift „Wolfsburg – Stadt ohne 
Tradition“ auf Sendung. Zuvor waren 
Vertreter beider Lokalzeitungen ein-
geladen, den Dreharbeiten beizuwoh-
nen, sollten darüber allerdings in sich 
deutlich voneinander unterscheidender 
Art und Weise Bericht erstatten. So ge-
währten die Wolfsburger Nachrichten 
Einblicke in die gewählten Sujets und 
Themenfelder, Fortsetzung auf Seite 18
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Fortsetzung von Seite 17 die auf einen 
„Kontrast der Bilder“ abzielten. Dieser 
ergab sich aus dem in der jungen Stadt 
unerwartet anzutreffenden Alten – so 
das Schloß Wolfsburg samt umgebenden 
Park, der St. Annen Kirche und Fach-
werkbauernhäusern – und den neuge-
bauten, modern anmutenden Schulen 
und Kirchen, dem Schwimmbad und 
den neu entstehenden Stadtvierteln. Da-
rüber ließen sie auch den verantwortli-
chen NWDR-Redakteur ausführlich zu 
Wort kommen: „Hier ist alles Anfang, 
und doch bereits so vollendet – Beispiel 
einer schaffensfrohen, fleißigen Gemein-
schaft voll Pioniere und Idealisten von 
dem Willen beseelt, eine Stadt zu gestal-
ten, in der das Leben lebenswert ist, mit 
einem echten Heimatgefühl für diese, 
ihre Stadt.“3

Der Journalist der Wolfsburger Allge-
meinen Zeitung hingegen wählte einen 
gänzlich anderen, durchaus reißerischen 
Zugang, der bereits in der Überschrift 
anklang und sich durch alle weiteren 
Textbausteine zog. So wurde Hesse in der 
Bildunterschrift als „Hauptdarsteller“ 
des Drehs vorgestellt, dem der Journalist 
aber wohlgemerkt durchaus wohlgeson-
nen und von dessen Auftritt angetan war, 
ist doch von „unserem Oberstadtdirek-
tor“ die Rede. In der Einleitung stellt er 
diesen aber sodann in eine Reihe, in der 
sich Hesse wohl eher nicht sah: „Nicht 
Zarah Leander, nicht Grete Weiser und 
auch nicht Will[y] Fritsch stehen im 
Mittelpunkt des Filmstreifens“,4 son-
dern neben dem VW-Generaldirektor 
Heinrich Nordhoff eben auch Hesse und 
stellvertretend für viele der VW-Arbeiter 
Fritz Krause. Die Schwedin Leander, die 

im nationalsozialistischen Deutschland 
als Filmschauspielerin Karriere machte, 
aber auch Weiser, langjährige Bühnen-
schauspielerin, die insbesondere nach 
Kriegsende auch in Unterhaltungsfilmen 
reüssierte, oder Fritsch, der zu den be-
liebtesten Schauspielern Deutschlands 
zählte und an dessen Seite im Jahr zuvor 
Romy Schneider ihr Filmdebüt gegeben 
hatte, waren nicht nur ein ganz anderes 
Kaliber vor der Kamera, sondern eben 
auch professionelle, wirkliche Filmstars. 
Hesse dagegen hatte sich nach seinem 
Studium der Rechtswissenschaften, das 
er mit einer Promotion abschloss, ganz 
seiner Verwaltungslaufbahn verschrie-
ben. Nachdem er bereits fünf Jahre in 
Bad Pyrmont als Stadtdirektor tätig ge-
wesen war, hatte er 1953 in der Stadt am 
Mittellandkanal das Amt als Oberstadt-
direktor angetreten – und als solcher 
wollte er augenscheinlich auch wahrge-
nommen werden.

Doch nicht was er inhaltlich zu sagen 
hatte – laut Artikel folgte er dabei so-
wieso ganz dem Drehbuch – fand in der 
Wolfsburger Allgemeinen Zeitung Beach-
tung, sondern wie er sich als Schauspie-
ler präsentierte: „‚Achtung, Aufnahme!‘ 
Bedächtig nimmt unser Oberstadtdi-
rektor eine Schippe zur Hand, tief gräbt 
sie sich, mitten auf dem Neubauplatz an 
der Porschestraße in einen großen Kies-
haufen … ‚Halt!‘ schreit da der Kame-
ramann, ‚Herr Doktor, bitte noch ein-
mal, nicht ganz so schwungvoll.‘ Beim 
zweiten Male klappt es dann, die Szene 
sitzt.“ Es verwundert nicht, dass eine sol-
che mediale Berichterstattung bei Hes-
se Sorge um seine Reputation auslöste. 
Schließlich fand der Journalist noch ein 

windschiefes Sprachbild für das, was ein 
Politiker im vom Stadtaufbau geprägten 
Wolfsburg der 1950er Jahre zu leisten 
hatte – und das nachvollziehbar macht, 
warum sich der Oberstadtdirektor derart 
auf den Schlips getreten fühlte:

„Und ‚Prima!‘ sagt der Chefreporter 
zum Schluß zu unserem Hauptdarstel-
ler. ‚Es hat gut geklappt, an Ihnen ist 
direkt ein Schauspieler verlorengegan-
gen!‘ Dr. Hesse schmunzelt, die Umste-
henden schmunzeln. Warum auch nicht 
Schauspieler? Der Oberstadtdirektor 
von einem Gemeinwesen wie Wolfsburg, 
der muß schon in allen Sätteln gerecht 
sein, wenn er sich durchsetzen und et-
was schaffen will. Da muß man unter 
Umständen auch einmal schauspielen 
können.“

So offenbart diese kurze Episode aus 
der Anfangszeit der Tageszeitungen in 
Wolfsburg, dass sich das Miteinander von 
Vertretern von Politik und Verwaltung 
und Journalisten in der jungen Kommu-
ne erst einspielen musste. In diesem Falle 
klafften erwarteter Anspruch seitens der 
Kommune und journalistische Wirklich-
keit weit auseinander. Dieses Intermezzo 
verrät darüber hinaus, welch heftige Ab-
wehrreaktionen missliebige Medienbe-
richterstattung auslösen konnte.

1	 Hier und im Folgenden StadtA WOB, HA 
1431, Schreiben des Oberstadtdirektors Hesse an 
die Aller Zeitung vom 19. Oktober 1954.
2	 StadtA WOB, HA 1431, Vermerk des 
Hauptamts vom 19. Oktober 1954.
3	 „Auf dem Bildschirm: Die Wolfsburger ha-
ben es sich verdient… Wir erleben mit dem NWDR-
Filmtrupp unsere Stadt“, in: Wolfsburger Nachrich-
ten vom 19. Oktober 1954 (StadtA WOB, HA 1431).
4	 Hier und im Folgenden „Achtung Auf-
nahme! Oberstadtdirektor als Fernsehstar“, in: 

Wolfsburger Allgemeine Zeitung vom 19. Oktober 
1954 (StadtA WOB, HA 1431).
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